
03 | 2018  Mai/Juni

Zukunft Digitale Genossen
200 Jahre Raiffeisen: Bundesjustizministerin Barley 
sieht große Chance in der Genossenschaftsidee.

KAB am Tag der Arbeit
Traditionell nahmen KAB-Vereine wie hier in Lim-
burg an den Aufmärschen zum 1. Mai teil.

Katholikentag: Digitale Arbeit
Prälat Kossen ruft beim Arbeitnehmer-Gottesdienst 
auf, hinzuschauen bei unwürdiger Arbeit.
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Rückkehrrecht in Vollzeit nicht für alle
Maria Etl: Rückkehrrecht ist Grundlage für Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Ende Mai könnte sich bereits das Ka-
binett mit dem ausgearbeiteten Teil-
zeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 
befassen. „Auch wenn das Wie noch 
nicht ganz feststeht, aber das Gesetz 
zur Rückkehr in Vollzeit wird kom-
men, wie das Amen in der Kirche“, 
gibt sich Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil kämpferisch.
Damit könnten besonders Frauen den 
Anspruch wahrnehmen, nach Eltern-
zeit und Kindererziehung oder Pflege-
zeit von Angehörigen aus einer Teil-
zeitbeschäftigung in eine Vollzeitbe-
schäftigung zurückzukehren. Laut 
Deutschem Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) arbeiten 70 Prozent 
der Mütter mit Kindern unter 18 Jah-
ren in Teilzeit, lediglich fünf  Prozent 
der Väter. „Mit dem Rückkehrrecht 
auf Vollzeit wird eine Grundlage ge-
schaffen, dass Frauen zum einen nicht 

in der Teilzeitfalle hängen bleiben und 
zum anderen ist es eine wichtige 
Grundlage für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf“, so KAB-Bundes-
vorsitzende Maria Etl. 

Nicht alle Frauen profitieren

Die bisherige Regelung sorgt dafür, 
dass Frauen, die sich für Teilzeit ent-
schieden haben, um Eltern zu pflegen, 
kaum eine Chance auf Rückkehr in die 
Vollzeit haben. „Es behindert Frauen 
nicht nur in ihrem beruflichen Auf-
stieg, sondern benachteiligt sie später 
in der Rente, die oft nur knapp über 
der Grundsicherung liegt“, erklärt Etl. 
Die KAB-Vorsitzende kritisiert daher 
auch, dass fast vierzig Prozent der be-
rufstätigen Frauen nicht von dem neu-
en Gesetz profitieren werden. Beschäf-
tigte in Kleinbetrieben gehen leer aus.

Das Recht auf Rückkehr in Vollzeit 
soll nur in Betrieben mit mehr als 45 
Mitarbeitern gelten. Die SPD wollte 
urspünglich nur die Firmen mit bis zu 
15 Mitarbeitern von dem Rückkehr-
recht ausnehmen. 
Eine „Zumutbarkeitsgrenze“ wurde 
zugunsten der Arbeitgeber beschlos-
sen. So müssen Unternehmen, die zwi-
schen 45 und 200 Beschäftigte haben, 
nur jedem fünfzehnten Angestellten 
den Rechtsanspruch gewähren. Umge-
kehrt besteht erst nach einem Jahr 
Vollzeit wieder die Möglichkeit, in 
Teilzeit zurückzukehren. Aus der bis-
herigen unbefristeten Teilzeit wird 
eine befristete, eine sogenannte 
Brückenteilzeit. Arbeitsminister Heil, 
selbst Vater von einem Sohn und einer 
Tochter, sieht dennoch im neuen Ge-
setz die Möglichkeit, Arbeit und Le-
ben besser miteinander zu vereinbaren. 

40 Euro mehr Kindergeld
Bundesausschuss für gute Nachwuchsförderung

Die Frauen und Männer des KAB-
Bundesausschusses stimmten auf ihrer 
jüngsten Sitzung in Ludwigshafen ein-
stimmig dafür, sich einerseits für die 
Einführung eines Kindergrundeinkom-
mens und andererseits sich für die An-
hebung des derzeitigen Kindergeldes um 
40 Euro pro Monat in Politk und Ge-
sellschaft stark zu machen. Derzeit er-
hält eine Familie mit einem Kind 194 
Euro pro Monat. Den gleichen Betrag 
erhalten Familien für das zweite Kind. 
Für das dritte Kind werden 200 und für 
das vierte 225 Euro Kindergeld bezahlt. 
Für jedes weitere Kind erhält die Familie 
ebenfalls 225 Euro. Der derzeitige Kin-
derzuschlag beträgt maximal 170 Euro 
pro Monat. Mit diesem werden Ausbil-
dungs- und Teilhabeleistungen von so-
zial schwächeren Familien gefördert.
Dagegen wurde der Kinderfreibetrag 
in diesem Jahr auf 4788 Euro pro Jahr 

erhöht. Dieser soll auch im kommen-
den Jahr so bestehen bleiben.
Noch im Bundestagswahlkampf hatte 
sich die SPD für ein Kindergeld in 
Höhe von 393 Euro und einen Kin-
derzuschlag für ärmere Familen von 
31 Euro ausgesprochen. Der Koali
tionsvertrag will zwar „Familien stär-
ken“, doch CDU, CSU und SPD 
sehen ihre Aufgabe vorwiegend darin, 
Familie, Kindererziehung und Pflege 
mit Beruf und Arbeitszeit besser zu 
vereinbaren.
Die Delegierten des KAB-Bundesaus-
schusses beschlossen zudem, sich in der 
politischen Diskussion dafür einzuset-
zen, dass eine Änderung der Gesetzes-
lage auf den Weg gebracht wird, damit 
eine Abschaffung der Anrechnung des 
Kindergeldes auf die ALG-II-Bezüge 
für Kinder von Empfängern von Ar-
beitslosengeld II erfolgt.“ 

101. Katholikentag: KAB präsentiert Mitmachaktion zur menschenwürdigen Arbeitswelt 4.0

Arbeitsminister: Uns wird die Arbeit nicht ausgehen
Trotz der Digitalisierung und den 
Umbrüchen in der Arbeitswelt wird 
es genügend Erwerbsarbeit geben. 
Dies versicherten die beiden Arbeits-
minister Karl-Josef Laumann (CDU) 
und Hubertus Heil (SPD) in den 
Diskussionen mit der KAB auf dem 
Katholikentag in Münster.

Viele Hundert Besucherinnen und Be-
sucher des Katholikentages in Müns-
ter wurden am Stand der KAB mit den 
Konsequenzen einer digitalen Arbeits-
welt 4.0 konfrontiert. Besucher/-innen, 
Kirchenvertreter/-innen und Politi-
ker/-innen wurden nach Chancen und 
Risiken befragt, die dieser technische 
Umbruch für die Menschen in der Ar-
beitswelt bedeutet. Viele äußerten ihre 
Angst, mit der Digitalisierung nicht 
Schritt halten zu können und ihre 
Arbeit nicht mehr leisten zu können 
oder ihren Arbeitsplatz ganz zu verlie-
ren. So berechnet das Internetunter-
nehmen Bitkom, dass jeder Zehnte 
bald arbeitslos sein wird. Der IT-Bran-
chenverband rechnet damit, dass in 
den kommenden fünf Jahren 3,4 Milli-
onen Arbeitsplätze wegfallen werden. 

Arbeitsminister beruhigen

Diesen Ängsten begegneten die beiden 
von der KAB eingeladenen Arbeitsmi-
nister mit einer hoffnungsvollen Prog-
nose. Im Interview am KAB-Stand be-
tonte NRW-Arbeitsminister Karl-Josef 
Laumann, dass es weiterhin genügend 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil wirbt gemeinsam mit KAB-Vorsitzenden Andreas Luttmer-Bensmann für men-
schenwürdige Arbeit in der digitalen Wirtschaft.� Foto: Rabbe

Erwerbsarbeit geben werde. Dennoch, 
so Laumann, werden Tausende von Ar-
beitsplätzen in Versicherungen, Verwal-
tungen und Industrie durch die digitali-
sierten Produktions- und Arbeitspro-
zesse vernichtet werden. Und auch Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil be-
tonte auf dem Katholikentagspodium 
„Friedlich digitale Arbeitswelt?“ mit 
KAB-Bundesvorsitzendem Andreas 
Luttmer-Bensmann, dem Arbeitswis-
senschaftler Prof. Hilmar Schneider und 

dem Vorstandsvorsitzenden der Burda 
Media Holding, Dr. Paul-Bernhard 
Kallen, dass „unserer Gesellschaft die 
Erwerbsarbeit nicht ausgehen wird!“

Lösungen für Verlierer

Die Politik versuche, mit Bildungs- und 
Qualifikationsmaßnahmen die Zahl der 
Verlierer dieses Prozesses so gering wie 
möglich zu halten. Bis zu neunzig Pro-
zent der Erwerbstätigen könnten in der 

neuen Arbeitswelt 4.0 eine Arbeit fin-
den. Luttmer-Bensmann warnte davor, 
jene aufzugeben, die den Wandel nicht 
schafften. „Der einzelne Arbeitneh-
mer“, so Luttmer-Bensmann, „gerate 
unter Druck, dass er die Anpassung 
nicht schaffen könne.“ Der Bundesvor-
sitzende warnte in der Podiumsdiskus-
sion davor, heute in der Industrie 4.0 
die gleichen Fehler zu machen, wie im 
19. Jahrhundert als in den Fabriken und 
Webstühlen die Industrie 1.0 Einzug 

hielt und Millionen Arbeiterinnen und 
Arbeiter ihre Existenz nicht mit ihrer 
Arbeit ausreichend sichern konnten.

Breite Forderung nach  
menschenwürdiger Arbeit

So stellte die KAB immer wieder die 
Forderung nach menschenwürdiger Ar-
beit in einer digitalen Wirtschaft. Ne-
ben der Angst um den Arbeitsplatz  
entstünden immer zunehmend  prekäre 
Arbeitsverhältnisse, so eines der Ergeb-
nisse bei der Befragung von Katho-
likentagsbesucher/-innen am KAB-
Stand. Entgrenzte Arbeitszeiten, unge-
sicherte Beschäftigungsverhältnisse als 
digitale Tagelöhner, keine Mitbestim-
mung und fehlende Sozial- und Ar-
beitsrechte sowie niedrige Entlohnun-
gen sind die Begleitumstände der Wirt-
schaft 4.0. „Viele Unternehmen ver-
wechseln Digitalisierung mit Ausbeu-
tung“, erklärte Arbeitsminister Heil, 
der gute Arbeit nicht garantiert sehe. 
Die Arbeitsminister Karl-Josef Lau-
mann und Hubertus Heil unterstützen 
die KAB-Aktion „#DIGITALE_AR-
BEIT_MENSCHEN_WÜRDIG“, 
mit der die KAB Deutschlands am 
6.  Oktober, im Vorfeld des Welttags 
für menschenwürdige Arbeit, die 
Frauen und Männer in der KAB und 
den Vereinen aufruft, menschenwürdi-
ge und unwürdige Arbeitsverhältnisse 
mit dem Aktionsbanner sichtbar zu 
machen. 
Siehe auch Beilage in dieser Zeitung.
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Die Einführung eines Mindest-
lohns war ein Erfolg. Liegt doch 
schon allein im Begriff „Lohnun-
tergrenze“ die Aussage, dass 
menschliche (Erwerbs-)Arbeit 
einen wirtschaftlichen Mindest-
wert hat und andererseits, dass 
Arbeit der Existenzsicherung 
dienen muss. Gleichzeitig liegt 
im gesetzlich verordneten Min-
destlohn eine deutliche Absage 
an Unternehmen und Betriebe, 
die menschliche Arbeitskraft 
auszubeuten.
Doch wie sieht es in der Realität 
aus? Immer noch gibt es in 
Deutschland weit über drei Milli-
onen Arbeitslose. Immer noch be-
kommen über eine Million Ar-
beitnehmer keinen gesetzlichen 
Mindestlohn. Und immer mehr 
Unternehmen haben keine Tarif-
bindung. Dabei vergrößert sich in 
Deutschland die Kluft zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
weiter dramatisch, wie die jüngste 
OECD-Studie belegt. Das Stöh-
nen der Unternehmer vor zu ho-
hen Arbeitskosten und steigenden 
Sozialabgaben fällt in keinem an-
deren Land auf so fruchtbaren Bo-
den. Laut OECD haben gerade 
Arbeitgeber hierzulande einen 
vergleichsweise geringen Anteil an 
Sozialabgaben. Die Auswirkun-
gen treffen gerade die Arbeitneh-
mer, die in Deutschland über-
durchschnittlich die Last tragen. 
Wegen des hohen Anteils sind 
besonders Gering- und Alleinver-
diener belastet. Lediglich Fami
lien mit einer/m Ernährer/-in und 
zwei Kindern haben von einem 
Euro noch 80 Cent in der Famili-
enkasse. Es bleibt also noch genug 
zu tun!�
Ihre Redaktion

Fehlende Kontrollen: Immer häufiger wird der Mindestlohn nicht gezahlt

„Brauchen Druck beim Mindestlohn!“
Die Delegierten des Bundesausschusses der KAB Deutschlands haben sich auf ihrer jüngsten Tagung in 
Ludwigshafen eindeutig dafür ausgesprochen, sich in den politischen Diskussionen für die Erhöhung des 
Mindestlohns auf 13,44 Euro brutto pro Stunde einzusetzen.

anstehen, sich Expertenmeinungen 
einzuholen, bevor sie den Mitgliedern 
dummes Zeug präsentieren. Es 
scheint sie nicht zu interessieren, dass 
viele arbeitenden KAB-Mitglieder 
Dieselfahrer sind und die Existenz be-
droht sehen durch ungerechtfertigte 
dumme Panikmache, die keiner Über-
prüfung standhält.
� Bruno Fuchs, Stuttgart

Die Zahl der „Abgastoten“ stammt 
nicht von Umweltverbänden, sondern 
aus einer Studie des Umweltbundes-
amts (UBA): „Die NO2-Konzentratio-
nen in der Außenluft in Deutschland 
führen zu erheblichen Gesundheitsbe-
lastungen. Dies zeigt eine Studie des 
Umweltbundesamts (UBA). Demnach 
lassen sich für das Jahr 2014 statistisch 
etwa 6000 bis 8000 vorzeitige Todes-

fälle aufgrund von Herz-Kreislauf-Er-
krankungen auf die NO2-Hinter-
grund-Belastung im ländlichen und 
städtischen Raum zurückführen. Die 
Studie zeigt außerdem: Die Belastung 
mit Stickstoffdioxid steht im Zusam-
menhang mit Krankheiten wie Diabe-
tes mellitus, Bluthochdruck, Schlagan-
fall, der chronisch obstruktiven Lun-
generkrankung (COPD) und Asthma. 
UBA-Präsidentin Maria Krautzberger: 
„Die Studie zeigt, wie sehr Stickstoff-
dioxid der Gesundheit in Deutschland 
schadet. Wir sollten alles unterneh-
men, damit unsere Luft sauber und 
gesund ist. Gerade in den verkehrs
reichen Städten besteht Handlungsbe-
darf. Das hat das Bundesverwaltungs-
gericht bestätigt. Selbst Fahrverbote 
sind als letztes Mittel demnach mög-
lich.“ 
� (Erklärung des UBA, die Red.)

Hier wird locker von 6000 Abgasto-
ten berichtet, deren Wahrheitsgehalt 
keiner Überprüfung standhält und nur 
eine Erfindung der Umweltverbände 
ist. Die Greenpeace-Aktivisten füh-
ren ein Kasperl-Theater auf der Straße 
auf, was der KAB sehr wichtig er-
scheint? ... Es wundert mich und auch 
die real denkenden Mitbürger, wie 
die  Politiker und Richter gegenüber 
den Umweltpiraten einknicken, ohne 
Fakten wissenschaftlich überprüft zu 
haben. Es kann doch nicht sein, dass 
auf der Straße 40 mg Stickoxid töd-
lich sind und im Büro 950 mg akzep-
tiert werden, wo sich Menschen bis zu 
acht Stunden am Tag aufhalten. Den 
Umweltverbänden geht es schon lan-
ge nicht mehr um die Umwelt, son-
dern um Macht und Geld und die 
Autofirmen werden erpresst. Es wür-
de den KAB-Verantwortlichen gut 

WHO-Grenzwerte sind 
deutlich niedriger
Leserbrief zu: „Die Luft ist zum At-
men da ...“, in Impuls März/April 
2018

Die deutschen Grenzwerte garantieren 
keinen wirklichen Gesundheitsschutz. 
So sind die Grenzwerte der Weltge-
sundheitsorganisation WHO deutlich 
niedriger. Beispielsweise werden im 
Nachbarland Schweiz diese weitge-
hend eingehalten. Bitte berichten Sie, 
wie dies dort möglich ist.
� Karl Ross, Gerbrunn

Wahrheitsgehalt  
überprüfen
Leserbrief zu: „Die Luft ist zum Atmen 
da ...“, in Impuls März/April 2018

Leserbriefe

Der Mindestlohn könnte 2019 auf 9,19 Euro steigen. Zu wenig, meinen diese 
Betroffenen. Die KAB Deutschlands fordert 13,44 Euro.� Foto: Rabbe

Wenn es allein nach der Statistik ge-
hen würde, müsste der Mindestlohn in 
Deutschland von derzeit 8,84 Euro pro 
Stunde ab dem kommenden Jahr auf 
9,19 Euro ansteigen. „Im Regelfall“, so 
heißt es in der Geschäftsordnung der 
Mindestlohnkommission, die über die 
Erhöhung entscheidet, „steigt der 
Stundensatz so wie der Tarifindex des 
Statistischen Bundesamtes“. Und der 
hat sich in den vergangenen zwei Jah-
ren so entwickelt, dass ab Januar kom-
menden Jahres der Mindestlohn um 
etwa 30 Cent angehoben werden 
müsste. Es sei denn, die von Arbeitge-
bern und Gewerkschaftern paritätisch 
besetzte Kommission kommt aufgrund 
der starken Konjunktur zu einer ande-
ren Entscheidung. Die Kommission 
legt im Juni die Höhe für das kom-
mende Jahr fest.

KAB-Stellungnahme an die 
MindestlohnKommission 

Die KAB Deutschlands hat in einer 
Stellungnahme für die schriftliche An-
hörung der Mindestlohnkommission 
deutlich gemacht, dass die Anhebung 
des Mindestlohns bedeutend höher 
ausfallen muss. Auch die Delegierten 

des Bundesausschusses hatten sich im 
Frühjahr in Ludwigshafen einstimmig 
für eine Anhebung des Mindestlohns 
auf brutto 13,44 Euro pro Stunde aus-
gesprochen.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
sieht neben dem Tarifindex auch in der 
Existenzsicherung ein wichtiges Krite-
rium für die Mindestlohnhöhe. Denn 
von knapp 1500 Euro brutto kann 
kaum jemand seinen Lebensunterhalt 

bestreiten, meint DGB-Chef Stefan 
Körzell. 

Betriebsrat und Mindestlohn

Gleichzeitig wird deutlich, dass der 
Mindestlohn längst nicht immer be-
zahlt wird. Wie die Hans-Böckler-
Stiftung herausgefunden hat, haben 
allein 2016 über 2,2 Millionen Be-
schäftigte den gesetzlich vorgeschrie-

benen Mindestlohn nicht erhalten. 
Garant für die Einhaltung des Min-
destlohns sind Betriebsräte. In diesen 
Betrieben wird der Mindestlohn ange-
wendet. Die Tricks der Arbeitgeber, 
den Mindestlohn zu unterlaufen, sind 
vielfältig. So wirbt die ETL-Rechtsan-
waltgruppe mit Möglichkeiten für Ar-
beitgeber, den Mindestlohn zu unter-
laufen. Zwar warnt die ETL-Gruppe, 
dass unbezahlte Überstunden oder 
Verstöße gegen die Aufzeichnungs-
pflicht strafbar sind, doch betont sie 
gleichzeitig, dass Scheinselbstständige 
oder freie Mitarbeiter nicht unter den 
Mindestlohnbeschluss fallen. 
Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) des Zolls hat bei ihren Prüfun-
gen im ersten Halbjahr 2017 in neun 
Prozent der untersuchten Fälle Verstö-
ße gegen das Mindestlohngesetz fest-
gestellt. Obwohl es einen leichten An-
stieg der Kontrollen gab, konnte die 
Zahl der Kontrollen 2017 noch nicht 
das Niveau vor der Mindestlohn-Ein-
führung erreichen. „Wir brauchen des-
halb strengere Kontrollen und einen 
existenzsichernden Mindestlohn von 
mindestens 13,44 Euro pro Stunde“, 
fordert KAB-Bundesvorsitzender An-
dreas Luttmer-Bensmann. 

KAB-Tagung: Fairer Handel ist möglich
Trotz Trumps TTIP-Stopp schließt die EU weiterhin umstrittenes Freihandelsabkommen mit Ostafrika ab

Knapp 70 Prozent der ostafrikanischen 
Bevölkerung lebt von der Landwirt-
schaft, mit der Kleintierhaltung und 
Milchproduktion in besonderem Maße 
verbunden sind. Dennoch schließen die 
Länder der Europäischen Union mit 
den meisten ostafrikanischen Staaten 
ein Freihandelsabkommen ab, dass un-
ter der irreführenden Bezeichnung 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(EPA) 2016 verabschiedet wurde. Mit 
dem Abkommen werden überschüssige, 
minderwertige und hochsubventionier-
te Hühnerteile, die in der EU wenig 
Absatz finden, sowie Unmengen an 
Milchpulver exportiert, berichtet Frei-
handelsexperte Francisco Mari (Brot für 
die Welt) auf der gut besuchten Fachta-
gung „Faire Handelsverträge sind mög-
lich“, die der KAB-Diözesanverband 
Rottenburg-Stuttgart in Zusammenar-
beit mit dem Katholisch Sozialen Bil-
dungswerk (KSB) veranstaltet hatte.

Gut zehn Jahre hatten sich viele ostafri-
kanische Staaten wie Kenia oder Ugan-
da, das Partnerland der KAB Rotten-
burg-Stuttgart, gegen das Freihandels-
abkommen gewehrt, um die einheimi-
sche Wirtschaft vor der ökonomischen 
Übermacht der EU-Staaten zu schüt-
zen. Auf die Unterschriftsverweigerung 
durch die kenianische Regierung ant-
wortete der damalige EU-Kommissi-
onspräsident José Manuel Barroso mit 
Zöllen auf landwirtschaftliche Produkte 
aus Kenia. Kleinbauern verloren so ei-
nen wichtigen Absatzmarkt. Die Taktik 
des heute beim Investmentbankhaus 
Goldman & Sachs angestellten Barroso 
ging auf; um Schaden von seinem Land 
fernzuhalten, unterschrieb Kenias Mi-
nisterpräsident Raila Amolo Odinga 
das EP-Abkommen. Doch der Binnen-
markt ist seitdem in Gefahr. Seit 2017 
sind die ostafrikanischen Staaten ge-
zwungen, ihre Märkte bis zu 83 Prozent 

für europäische Produkte zu öffnen, 
ohne schützende Zölle, so Brot-für-die-
Welt-Experte Mari. 2009 exportierten 
deutsche Firmen noch 7000 Tonnen 
Geflügelfleisch nach Afrika. 2014 wa-
ren es bereits 48.000 Tonnen. Am Bei-
spiel Kameruns wurden die Auswirkun-
gen deutlich: 15 Millionen Euro Verlust 
für die einheimische Wirtschaft, der 
Verlust von 110.000 Arbeitsplätzen in 
der Landwirtschaft und die vollkomme-
ne Vernichtung der heimischen Geflü-
gelproduktion, Anstieg der Armut auf 
dem Land und die anschließende 
Landflucht.

KAB: Afrika braucht keine EPAs 

Im aktuellen Koalitionsvertrag konnte 
die SPD ihr Regierungsprogramm aus 
dem Wahlkampf buchstäblich einbrin-
gen: „In Deutschland erzeugte land-
wirtschaftliche Produkte dürfen nicht 

zulasten der Entwicklungsländer pro-
duziert und exportiert werden. Das 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(EPA) mit den afrikanischen Staaten 
soll daraufhin überprüft werden, ob sie 
der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung dienen“, so der Koalitionsver-
trag. Darüber hinaus „sollen verbindli-
che soziale (ILO Kernarbeitsnormen), 
menschenrechtliche und ökologische 
Mindeststandards verbindlich festge-
schrieben werden.“
Die KAB stellte vier Handlungsoptio-
nen für eine menschenwürdige und fai-
re Handelsbeziehung zu Afrika auf. 
Afrika braucht keine EPAs, Priorität 
hat der Ausbau eines afrikanischen Bin-
nenmarktes. Entlang der Produktions-
ketten müssen auch in Afrika gemein-
same Standards eingeführt werden und 
unter dem Motto „der Mensch zuerst“ 
müsse eine echte partnerschaftliche Po-
litik auf Augenhöhe geschaffen werden.
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Gute Chance in Zeiten des Umbruchs
Katarina Barley: „Ich glaube nicht an die Allheilkraft der Märkte. Gemeinsam schaffen wir mehr ...“ 

Mit der Digitalisierung werden neue 
Unternehmensmodelle und Arbeits-
verhältnisse geschaffen. Ist das Mo-
dell der Genossenschaft am Ende? 
Im folgenden Beitrag erläutert Bun-
desjustizministerin Katarina Barley 
die Chancen von Genossenschaften 
in der Zukunft:

„Über 22 Millionen Menschen sind 
Mitglied einer der mehr als 8000 Ge-
nossenschaften in Deutschland – das ist 
beinahe jeder Vierte. Ich selbst gehöre 
dazu. Genossenschaften sind Sympa-
thieträger: Hier steht Zusammenhalt 
statt Profit an erster Stelle. „Was dem 
Einzelnen nicht möglich ist, das ver-
mögen viele“, sagte Friedrich Wilhelm 
Raiffeisen, einer der Gründerväter der 
Genossenschaftsbewegung, der vor 200 
Jahren geboren wurde.
Genossenschaftliche Werte sind aber 
nichts Museales. Sie werden im Hier 
und Jetzt gelebt. Ja, sie erleben sogar 
einen Aufschwung. Nachhaltiges 
Wirtschaften wird nachgefragt. Auch 
der Wunsch nach Regionalität hat 
eine Renaissance erfahren. Die Su-
che nach Verankerung und Identität 
gibt Menschen Halt in einer komple-
xer empfundenen, stärker internatio-
nal ausgerichteten Welt. Genossen-

Versteckte Sonntagsarbeit im Betrieb
7. Zeitkonferenz stellte Gemeinwohl und Arbeitszeit in den Mittelpunkt / Kritik an Klientelpolitik

Auf der diesjährigen 7. Zeitkonferenz 
in Berlin diskutierten Vertreter von 
Gewerkschaften und christlichen 
Arbeitnehmerorganisationen sowie 
Betriebsseelsorger unter dem Motto 
„Freie Zeit für freie Bürger“ die Fra-
ge von Gemeinwohl und Arbeitszeit. 

Trotz bundesweit großer juristischer 
Erfolge im Bereich der illegalen La-
denöffnungen durch Kommunen an 
Sonn- und Feiertagen steigt der Anteil 
der Sonntagsarbeit. „Die Arbeit am 
Sonntag im Einzelhandel ist öffentlich 
und wird wahrgenommen“, erklärte 
Stefanie Nutzenberger, ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied im Fachbereich 
Einzelhandel, „doch die Sonntags
arbeit in den Betrieben bleibt im Dun-
keln.“ So stieg allein in Niedersachsen 
die Zahl der bewilligten Anträge der 
Betriebe auf Beschäftigung von Ar-
beitnehmern an Sonn- und Feiertagen 
um über sechzig Prozent. Nach Para-
graf 13 des Arbeitszeitgesetzes ist eine 
Bewilligung der außerordentlichen 
Sonntagsarbeit durch die Gewerbeauf-
sicht möglich, wenn ein „unverhältnis-
mäßiger Schaden“ für das Unterneh-
men entstehen könnte.
Nicht nur immer häufiger werden die-
se Ausnahmeregelungen beantragt, 
immer häufiger werden sie auch ge-
nehmigt, ohne dass eine entsprechende 
Überprüfung oder Kontrolle stattfin-
det. „In allen Bundesländern erleben 
wir“, so Hannes Kreller, KAB-Spre-
cher der bundesweiten Sonntagsalli-
anz, „dass die Gewerbe- und Rechts-
aufsicht ihrer eigentlichen Arbeit, Be-
triebe zu kontrollieren, nicht nach-
kommt.“

Flexibilisierung ist ein Angriff 
auf persönliche Freiheit 

Bundesweit nehmen die Sonderge-
nehmigungen zur Sonntagsarbeit zu. 
So erreichte die Zahl der Ausnahme-
genehmigungen für die Arbeit am 
Sonntag durch die Gewerbeaufsichts-
ämter im Freistaat Bayern im Jahre 
2013 laut dem bayerischen Arbeitsmi-
nisterium mit 8606 Ausnahmen ein 

Der arbeitsfreie Sonntag steht auch für einen gesellschaftspolitischen Gemeinwohl-Ansatz. Auf der 7. Zeitkonferenz 
in Berlin wurde deutlich, dass die Kontrollen hinsichtlich der Sonntagsarbeit ungenügend sind.� Foto: Rabbe 

neues Rekordniveau. Im Vergleich 
zum Jahr 2001 mit damals noch 4792 
Sondergenehmigungen hat sich deren 
Zahl in nur 14 Jahren mehr als ver-
doppelt. „Das Kapital schläft nicht, 
wir müssen wachsam sein“, betonte 
Nutzenberger. Sie konstatiert, dass die 
Flexibilisierung „leider immer auf 
Kosten der Arbeitszeit“ geht. Die Un-
ternehmensentscheidungen für mehr 
Flexibilisierung seien immer auch eine 
Entscheidung über die private Freiheit 
der Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen. So wirke sich Schichtarbeit 
direkt auf die Situation von Familien 
aus und hat starken Einfluss auf die 
Ausbildung der Kinder, auf das Ver-
hältnis zu Freunden und der persönli-
chen Gesundheit.
Besonders Klein- und mittelständi-
sche Betriebe sind durch die Sonn-
tagsarbeit und Sonntagsöffnung einem 
starken Verdrängungswettbewerb aus-
gesetzt. „Der Umsatz werde lediglich 

verschoben und der Wettbewerb ange-
heizt“, so Stefanie Nutzenberger.
Die Vertreter der Allianz für den freien 
Sonntag wollen mit der 7. Zeitkonfe-
renz den Gemeinwohl-Charakter des 
Sonntags, wie er vom Grundgesetz 
vorgegeben ist, stärker ins Blickfeld 
zukünftiger Aktionen stellen. Das 
Ziel, so Hannes Kreller, ist es, neue 
Allianzen zu gründen und neue Ver-
bündete zu gewinnen. 

Der Staat muss Schützer  
des Gemeinwohls sein 

Zudem soll die Politik aufgefordert 
werden, stärker zu kontrollieren. Der-
zeit mache sich der Staat zum Hand-
langer einzelner Interessen aus der 
Wirtschaft und nicht zum Schützer 
des Gemeinwohls, erklärte Dr. Ralf 
Stroh. Wirtschaft müsse den Men-
schen dienen und deshalb sogar Frei-
räume schaffen, damit der Mensch 

mehr ist als Konsument und Produ-
zent. „Gemeinwohl bestehe darin, dass 
es freie Zeit für freie Bürger gibt“. 
Doch zunehmend werde in Politik und 
Wirtschaft die Anthropologie des 
Menschen nicht beachtet.

Der Griff nach unserer Zeit 

„Die Arbeitgeber greifen weiter nach 
unserer Zeit. Wir haben keine Zeit zur 
Besinnung“, gab sich Stefanie Nutzen-
berger vom ver.di-Fachbereich Handel 
kämpferisch. Heftig kritisiert wurde das 
sogenannte Entfesselungsgesetz der 
NRW-Landesregierung. Seit Ende 
März wurde die Anzahl der Sonntags-
öffnungen verdoppelt und der Anlass-
bezug entgegen dem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichtes beschnitten. „Wir 
müssen politisch noch aktiver werden“, 
erklärte der Leipziger Arbeitszeit- und-
Rechtsexperte Friedrich Kühn. 
Videointerviews auf www.kab.de

schaften können dabei Heimatgeber 
sein.

Wünsche der Menschen 

Ich glaube nicht an die Allheilkraft der 
Märkte. Gemeinsam schaffen wir oft 
mehr, als wenn alle für sich allein wirt-
schaften. Regionale, kleinere, nicht 
rein auf Profit zielende Einheiten kön-

Bundesjustiz- und Verbraucherministerin Dr. Katarina Barley sieht die Not-
wendigkeit, die genossenschaftliche Rechtsform zu überdenken.� Foto: privat

nen näher dran sein an den Wünschen 
und Bedürfnissen der Menschen und 
können passgenauer und nachhaltiger 
wirtschaften.
Genossenschaften bringen die Chance, 
in Zeiten des Umbruchs durch die Di-
gitalisierung die Wirtschaft sozial zu 
gestalten und gemeinschaftlich zu 
handeln. Denn in der digitalen Welt 
finden sich viele klassische Gedanken 

von Genossenschaften wieder – Men-
schen zu vernetzen, Ideen zu finden 
und Bedürfnisse zu erkennen. Die ge-
nossenschaftliche Rechtsform ist im 
Grunde eine frühe Form der Schwarm-
intelligenz und des Crowdfundings.

Zusammenhalt statt Spaltung 

Zusammenhalt statt Spaltung in der 
digitalen Welt – das ist die Aufgabe, 
vor der Genossenschaften stehen. 
Doch auch die Politik muss ihre Haus-
aufgaben machen. Genossenschaften 
können zur Rechtsform der Zukunft 
werden. Wir müssen daher die genos-
senschaftliche Rechtsform mitdenken, 
wenn wir gesetzlich handeln – und das 
nicht nur beim jüngst reformierten 
Genossenschaftsgesetz.
Wenn wir das gemeinschaftliche Wirt-
schaften fördern wollen, müssen wir in 
Zusammenarbeit mit den Genossen-
schaften vor Ort und ihren Verbänden 
handeln. Dann können auch die Digi-
talgenossen zum Erfolg werden – und 
Friedrich Wilhelm Raiffeisen mit sei-
nem Gedanken zum Sozialreformer 
auch im 21. Jahrhundert.“
Katarina Barley, Bundesjustiz- und 
Verbraucherschutzministerin (Bei-
trag ist auch in der FR erschienen)

Genossenschaften 
sind weiter aktuell
„200 Jahre nach der Geburt und 130 
Jahre nach dem Tod von Friedrich 
Wilhelm Raiffeisen ist die Idee 
der  Genossenschaft hoch aktuell.“ 
Dies  betont KAB-Bundesvorsitzen-
de Maria Etl aus Anlass des Raiffei-
sen-Jahres 2018 zum 200. Geburts-
tags von Raiffeisen. Friedrich Wil-
helm Raiffeisen (1818–1888) wäre 
am 30. März 2018 200 Jahre alt 
geworden. Der Sozialreformer aus 
Neuwied am Rhein gehört zu den 
Gründern der genossenschaftlichen 
Bewegung in Deutschland. Um 
Menschen in Not vor Ausbeutung zu 
schützen, initiierte Raiffeisen Ge-
nossenschaften, in denen sich Arbei-
ter organisieren und ihre Bedürfnisse 
gemeinsam regeln konnten. „Ange-
sichts einer zunehmenden Privatisie-
rung und Zentralisierung sind demo-
kratische und selbstbestimmte Un-
ternehmensformen wie die Genos-
senschaft eine wichtige Zukunftsauf-
gabe“, betont Vorsitzende Etl.

Gemeinschaftswohl  
statt Profit

So widersetzen sich in jüngster Zeit 
Energiegenossenschaften dem Mo-
nopol der Energiekonzerne. Die 
KAB hat in ihrem Würzburger Be-
schluss „Fair teilen statt sozial spal-
ten!“ bereits 2011 die Mitglieder auf-
gerufen, ihre regionale Verwurzelung 
zu nutzen und sich am Aufbau regio-
naler Initiativen wie „Erzeuger-Ver-
braucher-Kooperativen und Genos-
senschaften“ zu beteiligen, um lokale 
beziehungsweise regionale Wirt-
schaftskreisläufe zu stärken. „Genos-
senschaften sind die Unternehmens- 
und Betriebsform, die die Möglich-
keiten zu einer wertorientierten und 
nicht zuletzt echten sozialen Markt-
wirtschaft schaffen“, so Maria Etl. 
Nicht der Profit Einzelner, sondern 
das Wohl der Gemeinschaft vor Ort 
stehe bei Genossenschaften im Vor-
dergrund. Gleichzeitig werde aber 
der Einzelne gestärkt. „Was einer al-
lein nicht schafft, das schaffen viele“, 
zitiert die KAB-Bundesvorsitzende 
Raiffeisen. Besonders im globalen 
Wettbewerb komme der Genossen-
schaft ein wichtiger Stellenwert für 
regionales und nachhaltiges Wirt-
schaften zu. Darüber sind Genossen-
schaften mehr als ein Unternehmens-
modell. Die Genossenschaftsbewe-
gung verstand sich immer auch als 
sozial-kulturelle Reformbewegung 
mit dem Ziel: anders leben. 
Nach dem 2. Weltkrieg ermöglichte 
die KAB mit Siedlungsgenossen-
schaften vielen Menschen und Fa-
milien, mit anderen Eigentum und 
Wohnraum gemeinsam zu schaffen. 
„Der soziale Wohnungsbau  profi-
tiert heute noch von der Genossen-
schaftsidee“, so Etl. So sehen zwei 
Drittel der Deutschen in Genossen-
schaften mehr Gerechtigkeit, drei 
Viertel halten die Wirtschaftsform 
für zeitgemäß, so eine Forsa-Um-
frage. Das Raiffeisen-Jahr steht un-
ter dem Motto „Mensch Raiffeisen. 
Starke Idee!“

Thema
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Wirtschaft statt 
Gemeinwohl
Wendelstein. Die Politik hat die 
Wirtschaft stärker im Blick als das 
Gemeinwohl. Zu dieser Überzeu-
gung sind viele der Teilnehmer ei-
ner KAB-Diskussionsrunde zum 
Thema „Altersarmut – Hintergrün-
de und Folgen“ in Wendelstein ge-
kommen. „Altersarmut müsste ei-
gentlich von der gesellschaftlichen 
Bedeutung her, in Politik und Me-
dien eine wichtigere Rolle spielen“ 
meinte Dr. Kurt Berlinger, ehema-
liger Direktor der Bundesagentur 
für Arbeit. Obwohl die politisch 
Verantwortlichen wissen, dass pre-
käre Arbeit zu prekären Renten 
führt, arbeitet aktuell jeder vierte 
Arbeitnehmer prekär. Schon heute 
beziehen über eine Million Rentner 
Grundsicherung. Diese Zahl wird 
zwangsläufig steigen. Neben Rent-
nern, sind vor allem Kinder und al-
leinerziehende Frauen überdurch-
schnittlich von Armut betroffen.  
Rentner müssen zunehmend im 
Ruhestand hinzuverdienen, um ihre 
Existenz zu sichern. 

Betriebsbesuche
Wettstetten. Die KAB Wettstetten 
verschafft Mitgliedern und Nicht-
mitgliedern Einblicke in die heimi-
schen Wirtschaftsbetriebe. Dies 
machte Georg Schneckenberger auf 
der diesjährigen Jahreshauptver-
sammlung deutlich. So wurde im 
letzten Jahr die Gunvor-Raffinerie  
mit 200 Mitarbeitern in Ingolstadt 
besucht. Gunvor wurde 1997 von 
dem schwedischen Unternehmer 
Törnqvist und seinem damaligen 
russischen Partner Gennadi Tim
tschenko, einem Bekannten von 
Wladimir Putin, gegründet. Die 
300 in Ingolstadt beschäftigten 
Mitarbeiter waren zuvor bei Petro-
plus beschäftigt, bevor Gunvor das 
insolvente Unternehmen über-
nahm. Im April stand der Besuch 
der Wettstetter Möbelherstellers 
„Schrank-direkt“ auf dem Pro-
gramm. Auf der Jahreshauptver-
sammlung beschlossen die Vereins-
mitglieder, statt einem Vorstand 
den Verein mit einem sechsköpfiges 
Vorstands-Team um Präses Klaus 
Gruber zu führen.

Die jungen Neuen
Hamm-Süden. Die fusionierten 
KAB-Vereine Liebfrauen und 
St.  Elisabeth konnten in diesem 
Jahr nicht nur sieben neue Mitglie-
der begrüßen. Gerd Erdman, Spre-
cher des Leitungsteams konnte 
bei  der KAB-Versammlung darauf 
hinweisen, dass besonders Grund 
zur Freude besteht, da mit Franziska 
Fix (17) und Justus Baar (14) zwei 
„Teenies“ in die KAB eingetreten 
sind. Erdmann ist um die Zukunft 
und Vergangenheit nicht bange, 
denn so konnten die Eheleute Ursu-
la und Franz Gormann für sechzig 
Jahre Mitgliedschaft geehrt werden.

Gesegnete Biker
Recklinghausen. Ohne Kotflügel 
und Seitenschutz sind Biker beson-
ders gefährdet. Zum Auftakt der 
diesjährigen Motorradsaison nah-
men die Mitglieder des Biker-
Stammtisches der KAB St. Gertru-
dis Hillerheide, die sich jeden zwei-
ten Donnerstag treffen, an der Fah-
rersegnung teil.
Anschließend nahm der Biker-
Stammtisch am Gottesdienst teil, 
um auch geistig für die folgende 
Tour durchs Münsterland gewapp-
net zu sein. Höhepunkt bleibt wei-
terhin die Motorrad-Wallfahrt nach 
Kevelaer.

„Arbeit.Macht.Sinn.“ für Papst Franziskus. Spiros Lytras (v. l.), Ulf Bergemann 
und Pfarrer Friedbert Böser übergaben dem Papst den Krefelder Beschluss. �

Krefelder KAB-Beschluss für Franziskus
Freiburger KAB-Delegation übergibt dem Heiligen Vater in Rom Broschüre „Arbeit.Macht.Sinn.“

Mannheim/Rom. Der Beschluss des 
16. KAB-Bundesverbandstages von 
Krefeld „Arbeit.Macht.Sinn.“ ist eng 
an die Thematik der Enzyklika Lau
dato si und dem apostolischen Schrei-
ben Evangelii Gaudium gebunden. 
Wie Papst Franziskus setzt sich die 
KAB mit dem Beschluss für eine Glo-
balisierung der Gerechtigkeit und der 
Solidarität ein.
Bei einer Audienz auf dem Petersplatz 
in Rom konnte nun eine KAB-Dele-
gation aus dem Diözesanverband Frei-
burg dem Heiligen Vater den Krefelder 
Beschluss überreichen. KAB-Mitglied 
Spiros Lytras, KAB-Sekretär Ulf Ber-
gemann und der ehemalige Diözesan-
präses Pfr. Friedbert Böser dankten 
gleichzeitig Papst Franziskus für sei-

nen unermüdlichen Einsatz für ge-
rechte Löhne und faire Arbeitsbedin-
gungen weltweit. „Wir haben dem 
Papst gedankt, weil ihm wie der KAB 
mit dem Krefelder Beschluss die Ge-
rechtigkeit für alle, gerade für die Ar-
men und Ausgeschlossenen, wichtig 
sind“, so der Schwetzinger Pfr. Böser. 
Es sei eine Sache für mehr Gerechtig-
keit zu beten, aber wichtiger sei es, die-
se Gerechtigkeit auch im Alltag und 
der Arbeitswelt zu leben.
An der Wallfahrt der KAB nach Rom 
nahmen insgesamt 69 Pilger aus der 
Erzdiöze Freiburg teil. Neben dem Be-
such mehrerer Pilgerkirchen in Rom 
nahm die Gruppe zudem am Angelus-
Gebet sowie an einer Jubiläumsaudi-
enz mit Papst Franziskus teil. 

Bayern: Aufruf zu den Betriebsratswahlen
München/Taufkirchen. Die Kliniken 
im Bezirk Oberbayern, kurz KBO, sind 
einer der großen Arbeitgeber zwischen 
Landsberg am Lech und Freilassing im 
Bereich Psychosomatik, Psychothera-
pie, Psychiatrie und Neurologie. 6700 
Mitarbeiter/-innen versorgen über 
110.000 Patienten an den über zwanzig 
Standorten in Oberbayern. 
Grund genug für die KAB im Diöze-
sanverband, sich ausführlich zu infor-
mieren, wie es mit den Arbeitneh-
mervertretungen in dem Gesund-
heitskonzern, der eine Gebietskör-
perschaft des Freistaates Bayern ist, 
steht. Schließlich sind noch bis 
zum  31. Mai bundesweit Betriebs-
ratswahlen. 
Diözesanpräses Diakon Michael Wag-
ner und Heinz Neff, Diözesansekretär 
der Katholischen Arbeitnehmer-Be-
wegung im Diözesanverband Mün-

chen-Freising, suchten den Betriebs-
ratsvorsitzenden Franz Wimmer auf, 
um sich ein Bild zu machen. Kurz vor 
der Wahl am 25. April gab der amtie-
rende BR-Vorsitzende Auskunft über 
die Situation des kbo Isar-Amper-
Klinikums am Standort Taufkirchen/
Vils. Am Isar-Amber-Klinikum finden 
auch Ausbildungen an der Berufsfach-
schule für Gesundheits- und Kranken-
pflege statt.

mACHT bETRIEBSRÄTE MÄCHTIG

Diözesanpräses Michael Wagner er-
läuterte dem Betriebsrat, dass die KAB 
starke Betriebsräte als unerlässliches 
Instrument sieht, um die Arbeitsbe-
dingungen besonders im Gesundheits-
wesen im Sinne der beschäftigen Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
nachhaltig zu verbessern. 

Betriebsrat Franz Wimmer und KAB-
Diözesansekretär Heinz Neff riefen des-
halb die Beschäftigten zur Teilnahme an 
der Wahl auf, um ihrem gewählten Be-
triebsrat einen Rückhalt und Stärke 
durch die Beschäftigten zu geben. 
KAB-Diözesansekretär Heinz Neff 
hatte die Aktion zu den diesjährigen 
Betriebsratswahlen „Macht Betriebs-
räte mächtig“ koordiniert und sich ge-
meinsam mit dem Bundesverband für 
eine starke Beteiligung einerseits und 
Neugründungen andererseits stark ge-
macht. Bundesweit hatten die KAB-
Diözesanverbände vor Ort Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie 
Betriebe aufgerufen, mit einer hohen 
Wahlbeteiligung ihre Betriebsräte zu 
unterstützen. Materialien zur Durch-
führung der BR-Wahl und zur Arbeit 
von Betriebsräten finden sich auch auf 
der KAB-Homepage (www.kab.de). 

Macht Betriebsräte mächtig! Diakon Michael Wagner (r.), KAB-Diözesansekretär Heinz Neff (l.) und Betriebsrat Franz 
Wimmer (Mitte) warben für die Betriebsratswahlen bei den Kliniken im Bezirk Oberbayern (KBO).� Foto: KAB

Digitalisierung gestalten
Trier. Die derzeitige Digitalisierung 
als technische Entwicklung ist mit vie-
len Ängsten und auch Hoffnungen 
verbunden. Dies machte Prof. Armin 
Schneider von der Hochschule Kob-
lenz im Rahmen einer Veranstaltungs-
reihe der KAB Trier, des Kolping-
werks Trier und der katholischen Er-
wachsenenbildung mit dem Themen-
schwerpunkt Arbeit deutlich. Der em-
pirische Sozialforscher ermunterte 
dahin gehend, dass die Beantwortung 
der Fragen nach Vorteilen oder Nach-
teilen dieser Entwicklung abschlie-
ßend von der Gestaltung dieser Ent-
wicklungen abhängt. Hier sind alle 
gefordert, ihren Anteil zu leisten.
Die wurde auch in der anschießenden 
Diskussion mit dem Kolping-Bundes-

präses Josef Holtkotte festgestellt. 
„Wir alle nehmen Einfluss durch unser 
Verhalten auf diese Entwicklung“, so 
Josef Holtkotte. Besonders stehen So-
zialverbände wie die KAB und Kol-
ping, aber auch kirchliche Bildungsträ-
ger in der Verantwortung, durch Be-
wusstseinsbildung in allen Bereichen 
der Gesellschaft zur Reflexion von 
Vor- und Nachteilen und einer voraus-
schauenden gesellschaftlichen Gestal-
tung beizutragen, so das Ergebnis der 
Tagung. Die drei Kooperationspartner 
wollen die Thematik „Wo bleibt der 
Mensch bei 4.0?“ in einer dreiteiligen 
Veranstaltungsreihe beleuchten. Die 
nächste findet am 7. September unter 
dem Mitto „Digitalisierung und Gen-
der“ statt. 

Hilfe lokal und international
Sersheim. Die Mitglieder der KAB 
Sersheim versuchen zu helfen, wo sie 
können. Viele Jahre unterstützte der 
KAB-Verein mit knapp vierzig Mit-
gliedern ein Waisenhaus im indischen 
Kerala mit tausend Euro pro Jahr. Seit 
sechs Jahren engagiert sich der Verein, 
der tief im Gemeindeleben verwurzelt 
ist, ein ökumenisches Kinderhospiz im 
nahen Ludwigsburg, das unter ande-
rem Familien mit einem schwer kran-
ken Kind oder Jugendlichen unter-
stützt und berät. Die Spenden sammelt 
der KAB-Verein bei einem Essen im 
Rahmen der Jahreshauptversammlung, 
beim gut besuchten Martinsspielen 
oder beim KAB-Frühschoppen im 
Gemeindesaal. So konnten durch 
Spenden und Catering-Aktionen bei 

den jährlichen Laternen-Festen zum 
St.-Martins-Umzug in Sersheim von 
der KAB weit über sechstausend Euro 
in den letzten Jahren gesammelt und 
als Spende ans Kinderhospitz weiter-
geleitet werden. Neben den lokalen 
Hilfen versuchen die Mitglieder des 
sozial engagierten KAB-Vereins auch 
mit dem Osterkerzenverkauf weiterhin 
Notlagen in den Entwicklungsländern 
zu lindern.  „Wir haben die Erfahrung 
gemacht, dass die Spendenbereitschaft 
deutlich gestiegen ist, seit wir ein Pro-
jekt in der Region unterstützen. Zu-
sätzlich werden wir auch in diesem 
Jahr wieder das Ugandaprojekt der 
KAB mit einem nennenswerten Betrag 
unterstützen, berichtet das Sersheimer 
KAB-Mitglied Klaus Nießer stolz.

KAB-Kreuzweg und 
die Sozialpolitik
Ingolstadt. „Um des Menschen 
willen“ lautete das Motto des dies-
jährigen Kreuzwegs der Arbeit des 
KAB-Kreisverbandes Ingolstadt. 
Die über sechzig Teilnehmer/-in-
nen wollten mit ihrem Kreuzweg in 
der Fastenzeit auf sozialpolitische 
Themen und Missstände in unserer 
Gesellschaft aufmerksam machen. 
An sechs verschiedenen Stationen 
in der Altstadt von Ingolstadt 
machte die KAB mit Gebeten und 
Fürbitten auf die „Asylproblema-
tik“, die „Bewahrung der Schöp-
fung“ oder die „Soziale Verantwor-
tung von Großhandelsketten“ auf-
merksam.

Poetische  
Wanderungen
Rahrbach. Entspannung, Natur 
und gemütliche Gemeinschaftser-
lebnisse bietet das Josef-Gockeln-
Haus der KAB seit vielen Jahrzehn-
ten an. Doch ab Anfang Mai kön-
nen Besucher/-innen der KAB-Bil-
dungsstätte in Rahrbach geistige 
Erbauung und erholsame Bewegun-
gen zusammen genießen. Rund um 
das Bildungshaus verläuft ein 7,7 
Kilometer langer Wanderweg, der 
nicht nur hin und wieder zur Rast 
und Ruhe einlädt, sondern auch mit  
Gedichten und Texten zur inneren 
Besinnung. Der „Rahrbacher Poe-
sieweg“ ist eine Rundtour und lädt 
an sechs Stationen zum Verweilen in 
der Natur ein. Zusätzlich bietet der 
„Poesieweg“ Informationen zur um-
gebenden Natur.
www.josef-gockeln-haus.de
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G
em

einsam
 m

it den Partnerbew
egungen in der „W

eltbew
egung 

C
hristlicher A

rbeitnehm
er/-innen (W

BC
A

)“ fordert die KA
B D

eutsch-
lands ein w

eltw
eites Recht auf m

enschenw
ürdige A

rbeit. Z
iel m

uss 
es sein, dass w

eltw
eit M

enschen in W
ürde leben und arbeiten kön-

nen. M
enschenw

ürdige A
rbeit ist ein A

nliegen, dem
 sich die „Inter-

nationale A
rbeitsorganisation (ILO

)“ seit ihrer G
ründung vor 100 

Jahren annim
m

t. D
ie ILO

-Kernarbeitsnorm
en haben im

 Juni 1998 
durch die „Erklärung über die grundlegenden Prinzipien und Rechte 
bei der A

rbeit“ eine politische A
ufw

ertung erfahren. Inzw
ischen gilt 

die Schaffung von m
enschenw

ürdiger A
rbeit als entscheidender Bei-

trag zur V
erringerung der globalen A

rm
ut. D

ie „V
ereinten N

ationen 
(U

N
)“ haben im

 Jahr 2015 das Them
a „m

enschenw
ürdige A

rbeit“ als 
Z

iel in die „A
genda 2030 für nachhaltige Entw

icklung“ aufgenom
-

m
en. 

Lo
h

n
 r

eic
h

t n
ic

h
t z

u
m

 Leben

A
rbeit alleine schützt nicht vor A

rm
ut. V

iele A
rbeitnehm

er/-innen 
können trotz eines oder m

ehrerer Jobs kein m
enschenw

ürdiges Le-
ben führen. Löhne, von denen m

an nicht leben kann, unbezahlte 
Ü

berstunden, ausbeuterische Kinderarbeit, G
esundheitsschäden und 

ein fehlendes Recht auf gew
erkschaftliche O

rganisierung gehören 
für viele zum

 A
lltag. Ü

ber die H
älfte der Erw

erbstätigen im
 globalen 

Süden arbeitet im
 inform

ellen Sektor. D
ie A

rbeitslage ist dort oft 
unsicher und der A

rbeitsschutz kaum
 gew

ährleistet. V
ielfach verdie-

nen diese M
enschen zu w

enig G
eld für sich und ihre Fam

ilien, um
 

aus der A
rm

ut herauszukom
m

en. D
er Z

ugang zu Bildung, G
esund-

heit, W
ohnen und N

ahrung ist häufig stark eingeschränkt. In vielen 
Fällen fehlt ihnen jegliche V

ersicherung, die sie bei Krankheit und im
 

A
lter unterstützen könnte. Eine gute A

rbeit sow
ie der Z

ugang für alle 
M

enschen w
eltw

eit zu einer sozialen G
rundsicherung und D

ienst-
leistungen, w

ie z. B. Bildung, sind zw
ei Seiten einer M

edaille, um
 ein 

m
enschenw

ürdiges Leben führen zu können. D
ieses gilt für die for-

m
elle w

ie für die inform
elle Beschäftigung. Initiator des „W

elttages 
für m

enschenw
ürdige A

rbeit“ am
 7. O

ktober w
ar im

 Jahre 2008 der 
„Internationale G

ew
erkschaftsbund (IG

B)“. Eine Erklärung der W
BC

A
 

zum
 7. O

ktober ist im
 H

erbst auf der W
ebsite w

w
w

.kab.de abrufbar. 

Bundesvo
rsitzender A

ndreas Luttm
er-Bensm

ann und M
aria Etl w

er-
ben in der K

ö
lner G

eschäftsstelle für m
enschenw

ürdige A
rbeit.

Setzen w
ir gem

einsam
 ein Z

eichen!

Liebe Frauen und M
änner in der KA

B,

in diesem
 Jahr w

ollen w
ir bereits im

 V
orfeld des W

elttags für m
enschen-

w
ürdige A

rbeit, am
 6. O

ktober, gem
einsam

 m
it euch ein sichtbares Z

ei-
chen für m

enschenw
ürdige A

rbeit setzen.

U
nser verbandliches A

nliegen ist es, A
rbeit und Leben in W

ürde und Soli-
darität zu gestalten. D

afür entw
ickeln w

ir Z
ukunft, dafür organisieren w

ir 
V

eränderung. G
em

einsam
 lassen w

ir aus christlichen W
erten Taten w

er-
den. Für uns als katholische A

rbeitnehm
erinnen und A

rbeitnehm
er bein-

haltet m
enschenw

ürdige A
rbeit ein angem

essenes Einkom
m

en, Sicherheit 
am

 A
rbeitsplatz, sozialen Schutz für Fam

ilien, die Beteiligung an Entschei-
dungen sow

ie C
hancengleichheit und die G

leichbehandlung von Frauen 

und M
ännern. M

enschenw
ürdige und gute A

rbeit garnieren som
it die 

W
ürde des M

enschen, sorgen für gerechtes Einkom
m

en und tragen zur 
V

erantw
ortung für die U

m
w

elt bei.

U
nser Beschluss von Krefeld A

RBEIT.M
A

C
H

T.SIN
N

. beschäftigt sich inten-
siv m

it den A
usw

irkungen und H
erausforderungen der D

igitalisierung in 
W

irtschaft und A
rbeitsw

elt. D
ie V

ernetzung von M
aschinen und M

en-
schen bestim

m
en m

ehr und m
ehr den A

rbeitsalltag. D
ie m

enschliche A
r-

beitskraft, die geregelte A
rbeitszeit und gesellschaftliche A

bläufe w
erden 

dieser Entw
icklung zunehm

end untergeordnet. In diesem
 (W

irtschafts-)
System

 besteht die G
efahr, dass nicht der M

ensch als Ebenbild G
ottes im

 
M

ittelpunkt steht. N
icht M

aschinen und C
om

puter dienen dem
 M

en-
schen, sondern der A

rbeitnehm
er dient den M

aschinen und A
lgorithm

en, 
die auf Profit und G

ew
innm

axim
ierung ausgerichtet sind. D

er D
ruck auf 

die A
rbeitenden, sich dem

 Takt der M
aschinen anpassen zu m

üssen, 
w

ächst. V
iele haben A

ngst, aufgrund der D
igitalisierung und A

utom
atisie-

rung ihre A
rbeit zu verlieren. Im

m
er m

ehr können in D
eutschland aber 

auch w
eltw

eit nicht m
ehr von ihrer Erw

erbsarbeit m
enschenw

ürdig leben.
 A

ls C
hristen ist es unsere V

erantw
ortung, auch die A

rbeitsw
elt m

enschen-
w

ürdig zu gestalten. W
ir rufen deshalb alle Frauen und M

änner in der KA
B, 

Interessierte und Freunde auf, gem
einsam

 m
it den O

rtsvereinen und 
-gruppen m

enschenw
ürdige A

rbeit vor O
rt sichtbar zu m

achen. H
erzstück 

des A
ktionstages sind Fotos von A

rbeitsorten, von G
eschäften, Büros, Fa-

briken, Betrieben, vor denen w
ir unserer Forderung nach m

enschenw
ürdi-

ger A
rbeit  m

it dem
 um

seitigen Plakat A
usdruck verleihen w

ollen. 
Lasst uns gem

einsam
 diesen Tag zu einem

 Erfolg m
achen. N

utzt die Ideen 
und A

nregungen. Setzen w
ir gem

einsam
 ein Z

eichen! 

G
ott segne die christliche A

rbeit.

M
aria Etl				




A
ndreas Luttm

er-Bensm
ann

Bundesvorsitzende			


Bundesvorsitzender

7. O
kto

ber – W
elttag für  

m
enschenw

ürdige A
rbeit

A
uf unserem

 A
ktionstag am

 6. O
ktober 2018 w

ollen w
ir als KA

B m
it 

zeitgleichen A
ktionen zw

ischen 9 und 17 U
hr an vielen O

rten in 
D

eutschland unser A
nliegen für m

enschenw
ürdige A

rbeit buchstäb-
lich ins Bild setzen. O

b m
it H

andy-Kam
era, Sm

artphone oder D
igi-

talkam
era, alle KA

B-M
itglieder, V

ereine und G
ruppen sind aufgeru-

fen, sich vor einem
 A

rbeitsort in ihrer U
m

gebung zu versam
m

eln 
und die Forderung nach m

enschenw
ürdiger A

rbeit in einer A
rbeits-

w
elt 4.0 sichtbar zu m

achen. N
utzen Sie das um

seitige Plakat „#
D

I-
GITALE


_AR


BEIT_MENSCHEN







_WÜR



D

IG
“, um

 bei zukünftigen Be-
triebsbesuchen, A

rbeitnehm
er/-innen-G

ottesdiensten, an Ihrem
 A

r-
beitsplatz, bei regionalen D

iskussions- und Podium
sveranstaltungen 

der KA
B, bei Erntedank-Feiern oder bei A

rbeitnehm
er/-innen-Kreuz-

w
egen in Ihrer Stadt auf die N

otw
endigkeit aufm

erksam
 zu m

achen, 
dass auch in einer digitalen A

rbeitsw
elt der M

ensch und seine W
ürde 

im
 M

ittelpunkt stehen m
üssen. 

Stellen 
Sie 

sich 
hinter 

das 
Plakat 

„#
D

IGITALE


_AR


BEIT_MEN


-
SCHEN




_WÜR



D

IG
“ und bringen Sie Ihre A

ktion am
 6. O

ktober ins 
Bild. A

lle A
ktionsfotos w

erden w
ir auf einer eigens eingerichteten 

Internet-Foto-Seite veröffentlichen. Schicken Sie Ihr A
ktionsbild un-

ter A
ngaben Ihres V

ereins (A
dresse), Ihrer jew

eiligen A
ktion oder des 

Betriebes an die KA
B D

eutschlands (fo
to

aktio
n@

kab.de).

PREIS
 FÜRS


 MITMACHEN









U
nter allen eingesendeten A

ktionsfotos w
ird eines ausgelost. D

ie 
G

ruppe m
it dem

 G
ew

innerfoto erhält eine Einladung für vier KA
B-

M
itglieder in die Bundesgeschäftsstelle nach Köln m

it einer Stadt-
führung und einem

 gem
einsam

en Essen. Jetzt m
itm

achen!

K
lick! Setzen Sie m

enschenw
ürdige A

rbeit ins Bild! �
Foto: fotolia

K
lick! M

enschenw
ürdige 

A
rbeit ins Bild setzen

Leitfaden: KA


B geht in Betriebe!
D

ie D
igitalisierung unseres A

lltags bem
erken w

ir oft gar nicht m
ehr. A

ber 
auch unsere A

rbeitsw
elt ist betroffen. D

er Bankangestellte oder die ganze 
Bank verschw

indet, zurück bleibt ein G
eldautom

at. D
ie Kassiererin an der 

Kasse ist auch verschw
unden. Folgende Branchen befinden sich besonders 

im
 W

andel: Produzierendes G
ew

erbe (z. B. A
utom

obilindustrie), Logistik-
betriebe, V

erlage (z. B. Z
eitungsverlage), Bankensektor und Energieversor-

ger. G
erade in diesen Bereichen lohnt sich ein Betriebsbesuch. A

ber auch 
in G

roß
bäckereien, G

roß
m

etzgereiein und in der Lebensm
ittelproduktion 

kann m
an feststellen, dass die D

igitalisierung schon voll bei uns angekom
-

m
en ist.

W
ie verändert sich die A

rbeit in den Produktionshallen, Läden und Büros? 
M

it Betriebsbesuchen w
ollen w

ir es herausfinden, w
ollen w

ir die V
erände-

rungen der A
rbeitsw

elt 4.0 sehen und sichtbar m
achen. 

Sprechen Sie m
it den A

rbeitnehm
er/-innen, dem

 Betriebsrat oder der G
e-

schäftsführung, fragen Sie nach dem
 Stand der D

igitalisierung, nach Schu-
lungen, A

rbeitszeiten, nach Personalentw
icklung und O

utsourcing von 
Produktion und Belegschaft. 
Ein um

fangreicher und hilfreicher Fragenkatalog und eine konkrete A
nlei-

tung, die den Recherchebesuch des KA
B-V

ereins begleiten können, finden 
Sie unter der Internetseite w

w
w

.kab.de oder im
 A

rbeits- und Lesebuch 
„Z

ukunft der A
rbeit“. 

R
o

bo
ter basteln

Eine w
eitere M

öglichkeit, sich m
it den Them

en D
igitalisierung und A

rbeit 
4.0 auseinanderzusetzen, ist das Bauen von Robotern aus Recycling-M

a-
terialien. O

b Pappkarton, Blechdosen, Plastikbecher, Korken, vieles ist 
dazu brauchbar. Beim

 A
rbeiten m

it den M
aterialien lassen sich positive 

und negative A
spekte von D

igitalisierung darstellen. Es können unter-
schiedliche A

rten von Robotern entw
ickelt w

erden, groß
e und kleine oder 

auch Roboter, die unterschiedliche A
ufgaben erledigen können. D

er Krea-
tivität sind hier keine G

renzen gesetzt. Fotos von Robotern und w
eitere 

A
nregungen finden Sie auf der Internetseite der KA

B zum
 A

ktionstag.
D

okum
entieren Sie Ihren Besuch und Ihre A

rbeiten m
it Fotos und Stich-

w
orten für Ihre H

om
epage und leiten Sie die Ergebnisse an die KA

B 
D

eutschlands (fo
to

aktio
n@

kab.de) w
eiter. 

Praktische Tipps für die A
ktio

n

Sie haben einen A
ktionsvorschlag und w

ollen ihn um
setzen?

•
 Bilden Sie ein kleines Team

, das für die O
rganisation verantw

ortlich ist.
•

 Klären Sie frühzeitig den Besuch m
it V

erantw
ortlichen im

 Betrieb ab.
•

 �Kündigen Sie den Besuch im
 V

erein und in der lokalen Presse frühzeitig 
an.

•
 Laden Sie V

ertreter lokaler M
edien zur Berichterstattung ein.

•
 �Beim

 Besuch nutzen Sie das KA
B-Transparent, um

 den G
rund der 

A
ktion zu verdeutlichen.

•
 �N

utzen Sie die Pressem
itteilung des Bundesverbandes und fügen Sie 

hinzu, w
arum

 Ihr V
erein gerade diesen Betrieb aufgesucht hat.

•
 �Schicken Sie das A

bschluss-Foto an die KA
B D

eutschlands m
it dem

 
N

am
en des Betriebes/des KA

B-V
ereins.

•
 Stellen Sie das Foto auf Ihre V

ereins-W
ebseite.

•
 �Schauen Sie am

 6. O
ktober, w

ie Ihre A
ktion auf der Internetseite 

w
w

w
.kab.de/aktio

nstag2018 sichtbar w
ird. 

G
uter G

o
tt, D

u hast uns die Erde anvertraut, dam
it w

ir sie 
hüten und bebauen – w

ie einen fruchtbringenden G
arten. 

W
ir so

llen in Barm
herzigkeit und W

o
hlw

o
llen m

iteinander 
leben, geschw

isterlich und so
lidarisch,  

vo
r allem

 m
it den A

rm
en und Schw

achen.

V
ielen M

enschen fehlt das N
ö

tigste zum
 Leben, zu viele 

m
üssen unter unw

ürdigen Bedingungen arbeiten. 

H
ilf uns, die U

rsachen zu erkennen.

Lass uns Ideen fi
nden für ko

nkrete V
erbesserungen.  

A
m

 7. O
kto

ber, dem
 W

elttag für m
enschenw

ürdige A
rbeit, 

sind w
ir in der „W

eltbew
egung christlicher A

rbeiterinnen 
und A

rbeiter“ m
iteinander verbunden.

G
ib uns K

raft und M
ut, um

 m
iteinander diese W

elt  
zum

 G
uten zu w

enden.

D
u zählst auf uns, du gibst uns dein V

ertrauen,  
du nim

m
st uns in die V

erantw
o

rtung.

G
ib unseren H

erzen M
itgefühl und unseren H

änden K
raft. 

W
ir w

erden neue W
ege m

it all denen beschreiten,  
die im

 Z
entrum

 ihres Lebens So
lidarität, G

eschw
isterlichkeit 

und M
itm

enschlichkeit setzen. W
ir w

issen, dass du bei uns 
bist, w

enn w
ir für m

enschenw
ürdige A

rbeit käm
pfen.

W
ir vertrauen auf dich, den Freund des Lebens.

W
ir danken dir und preisen deine Barm

herzigkeit. 

A
m

en

Foto: Rabbe

FÜR


BITTE: 
G

uter G
ott, heute am

 W
elttag der m

enschenw
ürdigen A

rbeit 
beten w

ir zu D
ir.

W
ir stehen w

ieder vor groß
en H

erausforderungen  
in der A

rbeitsw
elt.

A
rbeit 4.0, D

igitalisierung, Robotik, A
rbeitserleichterung, all das 

sind Schlagw
orte, Konzepte und Erw

artungen und es ist noch 
nicht klar, in w

elche Richtung es sich entw
ickeln w

ird und 
w

elche Konsequenzen sie für A
rbeitnehm

erinnen und A
rbeit

nehm
er hat. Für viele M

enschen entstehen U
nsicherheiten  

und Ä
ngste, auch um

 den A
rbeitsplatz. M

it den Them
en  

und den Ä
ngsten der M

enschen w
ollen w

ir uns als 
A

rbeitnehm
er-Bew

egung auseinandersetzen.

D
arum

 bitten w
ir D

ich:
G

ib uns den M
ut, dieses vielschichtige Them

a  
richtig anzupacken.

G
ib uns gute Ideen, dass es gelingt, die digitale A

rbeit  
zusam

m
en m

it unseren Partnerinnen und Partnern in der Politik, 
in den G

ew
erkschaften und in den Kirchen  

m
enschenw

ürdig zu gestalten. 
G

ib uns die Sensibilität, auf die M
enschen  

und ihre Ä
ngste einzugehen.

D
arum

 bitten w
ir D

ich durch C
hristus unseren Bruder. A

m
en. 
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Auf bundesweiten Mai-Feiern zum Tag der Arbeit zeigten viele KAB-Gruppen und CAJ Flagge für faire Löhne.� Fotos: KAB

Brief an Spahn
Frankfurt. In einem Brief an Bun-
desgesundheitsminister Jens Spahn 
kritisiert KAB-Mitglied und Leiter 
der Frankfurter Armenkirche Pfr. 
Albert Seelbach Spahn für seine 
Äußerung zur Situation von Hartz-
IV-Beziehern. „Es ist eine Schande, 
dass es in Deutschland mit tausen-
den Millionären und hunderten 
Milliardären noch so viel Armut 
gibt“, erklärt er in der Kirchenzei-
tung „Glaube und Leben“. Seelbach 
begrüßt, dass nun eine Debatte über 
Armut geführt wird.

Hundert Jahre  
Frauenwahlrecht
Würzburg. Erst im Jahr 1918 wur-
de in Deutschland das Frauenwahl-
recht eingeführt. Und erst 1961 
wurde mit Elisabeth Schwarzhaupt 
eine Frau Bundesministerin für Ge-
sundheit. Eine ihrer Nachfolgerin-
nen, die spätere Gesundheits- und 

Familienministerin Dr. Rita Süß-
muth, hatte die KAB gemeinsam 
mit Caritas und dem Martinsforum 
zu den traditionellen Engelberg-
Gesprächen eingeladen, um das 
Thema „100 Jahre Frauenwahlrecht 
in Deutschland“ aus heutiger Sicht 
zu beleuchten. KAB-Sekretärin 
Christine Hartlaub bemerkte bei 
der Begrüßung, dass dennoch drei 
Männer von den insgesamt 120 
Besucher/-innen sich für das Thema 
interessieren. Ohne dieses Wahl-
recht wären Frauen weiterhin Bitt-
stellerinnen gewesen, meint Süß-
muth, die ab 1986 auch das Frauen-
ministerium führte. Süßmuth dis-
kutierte gemeinsam mit der jungen 
Politikerin Katharina Pritzl, die 
sich für das Amt der Bürgermeiste-
rin in Alzenau zur Wahl gestellt 
hat. Neben der Gleichberechtigung 
forderte Süßmuth, anders als die 
junge Pritzl, auch Macht für Frau-
en: „Natürlich brauchen wir Macht, 
denn wir wollen ja Einfluss aus-
üben“. 

70 Jahre Mitglied – 
Leben für die KAB
Aschaffenburg/Glattbach/Bim-
bach. Für sie gehört die KAB und 
ihr KAB-Ortsverein zum Leben. 
70  Jahre Treue. Auf den diesjäh
rigen Jahreshauptversammlungen 
zum Jahresbeginn konnten einige 
Mitglieder geehrt werden, die un-
fassbare siebzig Jahre zur KAB und 
ihren Idealen stehen. In Aschaffen-
burg konnte am Tag des Arbeiters, 
dem Josefs-Tag, KAB-Diözesanse-
kretärin Gisela Heimbeck nicht nur 
Franz Baume für 60, sondern sogar 
Wilhelm Kaup für sagenhafte 
70  Jahre KAB-Mitgliedschaft mit 
der Treue-Urkunde des Bundes
verbandes auszeichnen. Vor 70 Jah-
ren, am 1. April 1948, trat Rudi 
Bergmann ins damalige Werkvolk 
ein. Viele Jahre war er Vorsitzender. 
Dr. Dr. Georg Schütz vom Würz-
burger Diözesanvorstand ehrte 
Bergmann, der Mitbegründer des 
heutigen KAB-Ortsvereins nach 
dem 2. Weltkrieg war.
Im hessischen Bimbach plagen den 
KAB-Ortsverein zwar Nachwuchs-
sorgen, doch Mitglieder wie Hed-
wig von Keitz halten der KAB seit 
nun 70 Jahren die Treue. 

KAB-Diözesanpräses Helmer im ARD-Polit-Talk „hart aber fair“. Repro: ARD/Rabbe

Tag der Arbeit – faire Löhne
Diözesanpräses Helmer über gerechten Mindestlohn bei „hart aber fair“ 

Augsburg/Borken, Limburg/Mainz/
Köln/Ravensburg. Mit einer deutli-
chen Forderung nach einem Mindest-
lohn von 13,44 Euro hat sich die KAB 
Deutschlands auf den bundesweiten 
Mai-Feiern positioniert. Bereits am 
30.  April hatte Augsburgs KAB-Diö-
zesanpräses und Betriebsseelsorger Er-
win Helmer in der ARD-Sendung 
„hart aber fair“ die Spaltung der Gesell-
schaft kritisiert und erklärt, dass der 
Mindestlohn nicht nur häufig nicht ge-
zahlt werde, sondern dass die derzeit 
8,84 Euro nicht zu einer menschenwür-
digen Existenz ausreichen. Er unter-
strich die Forderung nach einem Brut-
to-Stundenlohn von 13,44 Euro. 
Der unzureichende „Lohn der Arbeit“ 
stand auch im Mittelpunkt der Diskus-
sionsveranstaltung, die der KAB Diö-
zesanverband Mainz gemeinsam mit 
der Betriebsseelsorge und Kolping am 
Vorabend veranstaltete. Prof. Stefan 
Sell machte in seinem Vortrag deutlich, 
dass mit dem Niedriglohnbereich die 
Altersarmut vorprogrammiert ist.
In Limburg betonte KAB-Diözesan-
sekretär Martin Mohr auf der DGB-
Veranstaltung, dass „die Digitalisie-
rung von Wirtschaft und Arbeitswelt 
nicht zur Versklavung von Millionen 
Arbeitnehmern führen“ darf. Er for-
derte die Politik auf, die Mindestlohn-
kontrollen zu verstärken und Rahmen-
bedingungen für eine menschenwürdig 
gestaltete Wirtschafts- und Arbeits-
welt 4.0 zu schaffen. 

Auf der DGB-Kundgebung in Borken 
hatten Benedikt Kemper und Chris-
toph Hesse vom KAB-Bildungswerk 
mehr Arbeitnehmerrechte in der digi-
talen Arbeitswelt und einen existenz
sichernden Mindestlohn gefordert. 
KAB-Bundesvorsitzende Maria Etl 
hatte am 1. Mai in einem Interview im 
Kölner Dom-Radio die fehlende sozi-
ale Absicherung von Crowdworkern 
und die entgrenzenden Arbeitszeiten 
beklagt. „Auf jeden Fall sollte die Ar-
beitszeit planbar und existenzsichernd 
sein. Man muss so viel Geld verdienen 
können, damit man auch gut davon le-
ben kann“, so Etl. Im Aufruf zum 
1. Mai hatte die KAB Deutschlands un-
ter dem Schlagwort: „Jetzt! Digitale Ar-
beitswelt menschenwürdig gestalten!“ 
neben der Forderung nach einem höhe-

ren Mindestlohn auch die Forderung 
nach mehr Mitbestimmung und gere-
gelten Arbeitszeiten eingesetzt. In Ra-
vensburg im Diözesanverband Rotten-
burg-Stuttgart setzte sich die KAB für 
eine bessere Pflege ein. Manfred Heeb, 
Vorsitzender des DGB Oberschwaben 
warb für eine KAB-Mitgliedschaft. „Die 
KAB setze auf der Basis der Katholi-
schen Soziallehre wichtige politische 
Impulse“, so Heeb, der anschließend die 
KAB-Mitgliedschaft unterschrieb.
In Vechta hatte KAB-Diözesanvor-
standsmitglied Pfr. Peter Kossen die 
Machenschaften in Bezug auf die Leih
arbeitnehmer/-innen kriminieller Sub-
unternehmer in der deutschen Fleisch
industrie angeprangert. Er forderte die 
Anwesenden auf, ihre Augen für un-
würdige Arbeitsverhältnisse zu öffnen.

Wirtschaft ohne Wachstum

Nürnberg. Bereits in den 1970er-Jah-
ren zeigte der Club of Rome, ein Zu-
sammenschluss von führenden Wis-
senschaftlern, das Ende des Wachs-
tums auf. „Das gemeinsame Haus“, 
wie es Papst Franziskus in der Enzyk-
lika „Laudato si“ nennt, ist in Gefahr 
zu kollabieren. 
Das Bildungswerk der KAB Eichstätt 
hatte gemeinsam mit dem Kurt-Eis-
ner-Verein und dem Caritas-Pirchhei-
mer-Haus die Frage gestellt: „Funktio-
niert eine Wirtschaft ohne Wachs-
tum?“ Antworten darauf versuchten die 
beiden Referenten, der Postwachs-
tums-Ökonom Prof. Nico Paech sowie 
der Zeitökonom und Buchautor Fritz 
Reheis den 120 Gästen zu geben. Trotz 
des Wissens über die Ursachen der 
CO2-Verschmutzung und deren Folgen 
habe sich der ökologische Fußabdruck 

auch bei der Bildungselite nicht verrin-
gert. Er mahnte eine Beschränkung 
von Flugreisen, mehr Eigenleistung zu 
erbringen, Güter gemeinschaftlich zu 
nutzen, regionale Märkte zu stärken 
und die Erwerbsarbeitszeit radikal zu 
verkürzen. Das Grundübel nur in ei-
nem neoliberalen Wirtschaftssystem zu 
sehen, hält Paech für falsch: „Wir sind 
der Kapitalismus!“ 
Rücknahme und Einschränkung sieht 
auch Fritz Reheis als wichtige Hand-
lungsoption. Bereits seit den 1990er-
Jahren setzt er auf Entschleunigung. 
Die aktuelle Wirtschaftsweise zwinge 
alle ins Hamsterrad, aus dem wir glau-
ben, nicht einfach aussteigen zu kön-
nen. Für eine Befreiung davon ist es 
aber wichtig, dass die dadurch gewon-
nene Zeit auch wirklich frei bleibt, so 
der Zeitökonom Reheis. (K. Schmidt)

Der Postwachstums-Forscher Nico Paech und der Zeitökonom Fritz Reheis.

Chance Grundeinkommen
Dülmen. Das bedingungslose Grund-
einkommen, wie es die KAB vorsieht, 
ist eine Chance in einer zunehmend 
digitalisierten Arbeitswelt, die Men-
schen abzusichern. Dies machte 
Dr. Michael Schäfers, Leiter des KAB-
Grundsatzreferates, den 65 Delegierten 
des Bezirkstages in Dülmen deutlich. 
„Schöne neue Welt? – Arbeit 4.0“ war 
auch der Bezirkstag überschrieben. Die 
soziale Sicherung sei die zentrale Frage 
für die Zukunft, wenn Arbeitnehmer/ 
-innen durch Maschinen ersetzt wer-
den. Unbestritten sei, dass die Digitali-
sierung in der Arbeitswelt voranschrei-
te. Dennoch warnte der Referent, sich 
von Schreckensszenarien einfangen zu 
lassen. Die Digitalisierung werde eine 
fortschreitende Entwicklung sein, ist 
Schäfers sicher, die es bewusst und 
menschenwürdig zu gestalten gelte. 

Zunehmende Flexibilisierung der Ar-
beit, steigende Qualifikationsanforde-
rungen an Beschäftigte und Struktur
umbrüche brauchen eine Ordnungs
politik hin zu einer ökologischen und 
sozialen Marktwirtschaft, hob der 
KAB-Referent hervor.
Das Mensch-Maschinen-Motiv haben 
die Verantwortlichen des Bezirkstages  
bildhaft in Pappmaschee umgesetzt. 
Insgesamt wurde der Bezirkstag und 
die Umsetzung dieser wichtigen The-
matik auch von den Gästen aus 
Gewerkschaft und Lokalpolitik sehr 
gelobt.
Am Nachmittag wählten die Delegier-
ten Günter Schlicker aus Werne zum 
Bezirksvorsitzenden. Seine Stellvertre-
ter wurden Janbernd Lütke Brintrup 
aus Lüdinghausen und Heinz Wansing 
aus Dülmen.

Arbeitswelt 4.0 gestalten, um Ungerechtigkeit zu verhindern.� Foto: KAB

Sonntagsallianz: 
„Auto-Salon“ ist 
kein Anlass-Bezug
Limburg. Obwohl das Bundesver-
waltungs- und Bundesverfassungs-
gericht den gesetzlichen Anlass-
Bezug für eine Sonntagsöffnung 
eindeutig formuliert haben, versu-
chen Kommunen, City-Marketing-
Initiativen und Betriebe die Ge-
schäfte an arbeitsfreien Sonn- und 
Feiertagen zu öffnen. So wieder 
jüngst in Limburg-Weilburg. „Es 
hat sich herausgestellt“, so Martin 
Mohr, KAB-Sekretär und KAB-
Vertreter im Bündnis „Allianz für 
den freien Sonntag“, „dass mit der 
Marketing-Idee „AutoSalon Lim-
burg“ nichts anderes präsentiert 
werden soll, als das ganz normale 
Sortiment der Autohäuser an Neu- 
und Gebrauchtfahrzeugen“. Von 
traditionellem Fest und Anlass wie 
es das Gesetz vorschreibt, könne  
keine Rede sein. Grund genug für 
die KAB Limburg und die Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di Wi-
derspruch gegen die von der Stadt 
Limburg verfügte Freigabe eines 
verkaufoffenen Sonntags aus Anlass 
des Frühlingsfestes und des „Auto-
Salons“ am 6. Mai einzulegen.
Das Gleiche, nämlich ein fehlender 
Anlass, berifft auch das Frühlings-
fest. „Angekündigt ist da lediglich 
ein Fahrbetrieb ,Auto-Scooter‘, das 
dürfte als Anlass gemäß dem Hessi-
schen Landesöffnungsgesetz nicht 
ausreichen“, meint Horst Gobrecht, 
ver.di-Gewerkschaftssekretär Süd-
hessen. Der Widerspruch der Alli-
anz hatte aufschiebende Wirkung, 
wodurch die Allgemeinverfügung 
der Stadt Limburg bis zu einer 
rechtskräftigen Entscheidung außer 
Kraft gesetzt wurde. Die Veranstal-
tung „AutoSalon Limburg“ wurde 
durch das Widerspruchsverfahren 
nicht tangiert und konnte stattfin-
den. Die Geschäfte aber blieben ge-
schlossen.
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Nach dem Kapitalismus
Nicht mit dem 200. Geburtstag von 
Karl Marx, der bereits früh die Krisen 
des Kapitalismus beschrieben hat, ist 
diese Wirtschaftsweise in Verruf ge-
raten. Längst ist klar, dass mit dieser 
Wirtschaftsweise unser Planet und 
damit Gottes Schöpfung (inklusive 
Mensch) in Gefahr gerät, völlig aus-
gebeutet und zerstört zu wer-
den. Der ehemalige ecuado-
rianische Energieminister 
Alberto Acosta und der 
Wiener Politikwissen-
schaftler Ulrich Brand wa-
gen einen Blick hinter den 
Vorhang des Kapitalis-
mus. Sie stellen die Fra-
ge: Was kommt nach 
dem Kapitalismus? Sie 
stellen die Frage jetzt, 
weil sie der Ansicht sind, dass die-
se ausbeuterische Wirtschaftsform 
eine unhaltbare Lebensweise dar-
stellt. „Wenn wir akzeptieren, dass es 
sich um eine Zivilisationskrise han-
delt, ist zu ihrer Überwindung eine 
wesentliche Transformation unum-
gänglich“. Die Autoren erkennen, 
dass weltweit das Bewusstsein für 
diese Transformation und damit für 
die Überwindung des Kapitalismus 
wächst. Beide, der ehemalige Ener-

gieminister Acosta aus Ecuador und 
der Politikwissenschaftler aus Öster-
reich sehen, dass die „bestehenden 
Transformationsprozesse im Norden 
und Süden miteinander zu verknüp-
fen“ sind. Dabei steht auf beiden He-
misphären das „Gute Leben“ (buen 
vivir) jenseits von Wirtschaftszwän-

gen im Vordergrund. 
Den Autoren geht es 
um Wachstumsrück-
nahme (Degrowth), um  
eine „nichtwachstums

getriebene, sondern pro-
duktive und nichtausbeu-
terische, solidarische und 
ökologisch wirklich nach-
haltige Produktions- und 
Lebensweise“. Dazu gehört 
auch eine radikale Verände-

rung bisheriger Verteilungs- 
und Verbrauchsmuster. Der Über-
windung des Kapitalismus folgt ein 
„gutes Leben“, ein neuer Horizont in 
einem „gemeinsamen Haus“. Ein 
hoffnungsfrohes und lesenswertes 
Buch.
Radikale Alternativen – Warum 
man den Kapitalismus nur mit ver-
einten Kräften überwinden kann, 
Alberto Acosta/Ulrich Brand, 
oekom-Verlag, München 2018.

Nur digital ist keine Lösung
Die neue Bundesregierung setzt auf 
den Trend zur Digitalisierung. Dieser 
Begriff ist oft zum politischen Schlag-
wort für fehlende Lösungen gewor-
den. Er wird von der Politik benutzt, 
wenn echte Gesellschaftsmodelle und 
Visionen für die Gestaltung der 
Zukunft fehlen. Aber wie 
sieht es wirklich mit der 
Heilsbotschaft für die Neu-
gestaltung von Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt 
aus. Der Wachstumsfor-
scher Steffen Lange und 
Tilman Santarius, Profes-
sor für sozial-ökolo
gische Transformation 
und nachhaltige Digita-
lisierung, fragen kri-
tisch nach der „smarten grünen Welt“, 
die mit dem Trend zur Digitalisie-
rung aller Lebensbereiche verbunden 
ist. 
Fakt ist, so die Wissenschaftler, dass 
sich die Digitalisierung sozial und 
ökolgisch auswirkt, und zwar auf  Ar-
beitsplätze, Energie- und Ressour-
cenverbrauch, Konsum und nicht zu-
letzt auf die soziale Ungleichheit und 

das Wirtschaftswachstum. Deshalb 
ist nicht der Ruf der Politik nach 
schneller Umsetzung, sondern die so-
ziale und nachhaltige Gestaltung die-
ser Entwicklung nötiger denn je. 
Lange und Santarius liefern neben 
einer tiefen Analyse des Digitalisie-

rungstrends wichtige Löungs-
ansätze. So sei nicht 
mehr Bildung und Di-
gitalisierung wichtig, 
sondern eine kritische 
digitale Bildung. Nicht 
der schnelle digitale Kon-
sum, sondern der bewusste 
nachhaltige Konsum, nicht 

billige Energie, sondern 
eine höhere Besteuerung von 
Energie und Ressourcenver-
brauch. Digitalisierung ist 

nicht die Lösung, sie schafft dagegen 
Gefahren, dass bestehende gesell-
schaftliche Probleme trotz positiver 
Techniken weiter verschärft werden.
Smarte Grüne Welt? – Digitalisie-
rung zwischen Überwachung, Kon-
sum und Nachhaltigkeit, Steffen 
Lange & Tilman Santarius, oekom-
Verlag, München 2018, 15,00 Euro

Würde des Politischen
Warum muss man mit 92 Jahren 
noch ein Buch über den Twitter-Prä-
sidenten Trump schreiben? Warum 
setzt sich der Sozialdemokrat Erhard 
Eppler mit einem amerikanischen 
Politikstil auseinander, der scheinbar 
mit uns nichts zu tun hat? 
Weil es uns eben doch an-
geht. Nicht nur jenseits des 
Atlantiks hat der Neolibera-
lismus den Politikstil radi-
kal verändert. Auch in Eu-
ropa wird die Demokratie 
zum „Deal“ oder „Game“, 
wie die Entscheidung 
zum Brexit belegt.
Eppler belegt anhand des 
Parteiprogramms der 
AfD, wie der Neoliberalismus 
im erzkonservativen und nationalisti-
schen Lager Fuß gefasst hat. Parolen 
wie „Schlanker Staat für freie Bürger“ 
oder „Die AfD widersetzt sich jeder 
Einschränkung von Bürgerrechten 
durch eine Verschärfung des Waffen-
rechts“ erinnern nicht nur  an amerika-
nische Verhältnisse. Es ist der Versuch, 
diese in Deutschland umzusetzen.

Mit seinen 60 Jahren Erfahrung als 
politischer Denker will er aufrütteln 
und plädiert für die Würde der Poli-
tik, des Politischen. Die gesteuerte 
und weit verbreitete Verunglimpfung 
der Politik und ihrer Vertreter/-innen 
ist der Nährboden für die Trumps, Le 

Pens und Orbans und 
gleichzeitig für eine ge-
spaltene Gesellschaft. 
Der SPD-Politiker 
macht klar, dass eine 
Meinung noch keine Po-
litik ist. Politik entsteht 
erst dann, wenn das Ganze 
einer Gesellschaft in den 
Blick genommen werde. 

Auch wenn Eppler in seinen 
Themen zu sehr springt, 
macht es die Notwendigkeit 

deutlich, politischer zu werden und 
einen demokratischen Aufbruch zu 
wagen, um Schlimmeres zu verhin-
dern.
Trump – und was tun wir? Der Anti-
politiker und die Würde des Politi-
schen, Erhard Eppler, Dietz-Verlag 
2018, 12,90 Euro

ACLI-Kongress: Migration und Industrie 4.0
Chancen und Risiken einer fortschrei-
tenden Industrie 4.0 war das Thema 
des 12. Bundeskongresses, den die 
christlichen Arbeitnehmer/-innen Ita-
liens in Deutschland (ACLI) Mitte 
April durchführten. Vertreter der 
ACLI in Deutschland trafen sich in 
der Akademie der Diözese Rotten-
burg-Stuttgarts, um die Auswirkungen 
der Digitalisierung in der Arbeits- und 
Lebenswelt zu diskutieren. Die Dele-
gierten diskutierten über ein „Europa 
der Arbeit und Solidarität im Zeitalter 
von Industrie 4.0“. 
„Als Migranten setzt ihr wichtige Ak-
zente für die Gesellschaft und als Mit-
gliedsverband der KAB Deutsch-
lands“, erklärte Peter Niedergesäss, der 
im Auftrag des KAB-Diözesanverban-
des und des KAB-Bundesvorstandes 
als Redner auf dem ACLI-Bundes-
kongress auftrat. Niedergesäss rief die 
ACLI-Delegierten auf, thematisch 
mit der KAB zusammenzuarbeiten. Er 
präsentierte fünf notwendige Schritte. 
So brauchen Klick-Worker Sozialstan-
dards und einen armutsfesten Min-

destlohn. Ein Grundeinkommen muss 
über eine Wertschöpfungsabgabe der 
Konzerne und nicht aus Steuern finan-
ziert werden. Klick-Worker brauchen 
Begegnungsräume. Deshalb muss die 
Digitalisierung von Seiten der Arbeit-
nehmerbewegungen gestaltet und 
ethische Rahmenbedingungen von der 
Gesellschaft entwickelt werden, so 
Niedergesäss. Ethisch-soziale Aspekte 

einer Industrie 4.0 forderte auch 
Christian Gojowzcyk von der Be-
triebsseelsorge Ludwigsburg auf dem 
ACLI-Kongress.
Mit der Wiederwahl von Duilio Zani-
bellato zum Vorsitzenden der ACLI 
Deutschland und einer abschließenden 
Resolution hat sich der italienische 
KAB-Partnerverband für die kom-
menden Jahre neu ausgerichtet.

Das Thema Industrie 4.0 beschäftigt auch die christliche Arbeiterbewegung 
Italiens ACLI auf ihrem 12. Bundeskongress in Stuttgart. 

KAB beim Katholikentag

Zuweilen wurde es eng am KAB-
Stand, weil sich die Besucher drängten, 
ihr Votum zur digitalen Arbeitswelt ab-
zugeben. Immer wieder suchten die 
engagierten Standbetreuer/-innen das 
Gespräch mit den Katholikentagsbesu-
chern. Ob SPD-Chefin Andrea Nah-
les, Ex-ZdK-Präsident Alois Glück 
oder DBK-Sekretär Pater Hans Lan-
gendörfer, viele Vertreter aus Politik, 
Kirche und Gesellschaft informierten 
sich über die KAB-Aktion „#DIGI-
TALE_ARBEIT_MENSCHEN_
WÜRDIG“. 
Chancen und Risiken in der Arbeit 4.0 
waren auch die Themen des Arbeitneh-
merempfangs und der Diskussion mit 
Publik-Forum Chefredakteur Dr. 
Wolfgang Kessler. Der Wirtschafts-
journalist sieht die große Gefahr in der 

Profitgier der großen Vermögensgesell-
schaften, die weltweit und in allen 
Wirtschaftsbereichen und der Daseins-
vorsorge mitbestimmen. Kessler for-
derte, soziale Netzwerke wie Facebook 
zu enteignen, um Daten- und Persön-
lichkeitsschutz zu garantieren.
Prälat Peter Kossen rief im Arbeit-
nehmer/-innen-Gottesdienst die An-
wesenden auf, hinzuschauen und etwas 
gegen unwürdige Arbeits- und Lebens-
bedingungen zu unternehmen. „Es 
schauen zu viele weg!“, so Kossen. Da 
die Gesellschaft Schuldsklaverei, Pros-
titution und auch die Ausbeutung von 
Leih- und Zeitarbeitern zulasse, „ver-
kaufe die soziale Marktwirtschaft ihre 
Seele“. „Suche den Frieden und suche 
ihn durch soziale Gerechtigkeit“, 
mahnte Kossen in seiner Predigt.

Sorgten für interessante Gespräche über Arbeit 4.0: die Standbetreuer/-innen.
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„Europa ist ohne Alternative!“
Wohin steuert Europa?“. Diese Frage 
stellte das KAB-Europabüro gemein-
sam mit der KAB-Stiftung ZASS, der 
Uni Köln, der Europa-Union und dem 
Katholischen Bildungswerk der Wis-
senschaftlerin Dr. Anja Thomas vom 
Pariser Centre de Recherches Interna-
tionales (CERI), dem EVP-Abgeord-
neten Axel Voss, der Grünen-Politike-
rin Katharina Dröge und dem General-
sekretär der europäischen Bischofskon-
ferenz (COMECE) Michael Kuhn. 
Die Experten beleuchteten die Chan-
cen der Europa-Initiative des französi-
chen Präsidenten Emmanuel Macron. 
Angefangen von einer EU-Steuer, 
einer gemeinsamen Flüchtlings- und 
Finanzpolitik, gemeinsamen Anstren-
gungen in der digitalen Entwicklung 
bis hin zu einer europäischen Verteidi-

gungsinitiative. Auch wenn Macron 
mit der „Wiedergeburt Europas“ auf 
eine stärkere Einigung zwischen Nord- 
und Südländern der EU setzt, bleibt 
unklar, ob sich seine Ideen auch gegen 
die deutsche Europa-Politik durchset-
zen werde, so die Teilnehmer/-innen 
der Diskussion im Kölner Domforum. 
„Macron macht mit seinem Vorstoß, 
der in Deutschland nur lauwarm aufge-
nommen wurde, klar, dass es keine 
Alternative zu einem starken Europa 
gibt“, so die Wissenschaftlerin Dr. Anja 
Thomas. „Es bedarf eines starken sozi-
alen Ausgleichs in Europa“ fordert 
COMOCE-Generalsekretär Michael 
Kuhn. „Dazu müssten sich starre 
Strukturen in Europa verändern und 
anpassen“, so Kuhn weiter.
Interviews unter www.kab.de 

KAB-Stiftung ZASS 
mit Stadt-Projekt
Die Bevölkerung auf der Erde 
wächst und Wissenschaftler prog-
nostizieren, dass bereits 2050 zwei 
Drittel der Menschheit auf diesem 
Planeten in Städten und Mega-
Städten leben werden. Schon heute 
leben über fünfzig Prozent der 
Weltbevölkerung in Städten. Der 
Zuzug in die Metropolen verteuert 
nicht nur Wohn- und Lebensraum, 
sondern verschärft dadurch auch die 
Spaltung. Immer mehr Menschen 
können sich heute schon keinen be-
zahlbaren Wohnraum für sich und 
ihre Familien in den Städten finan-
zieren.
„Überlebensraum Stadt“ ist daher 
ein neues Projekt des Bischöflichen 
Hilfswerks Misereor, der KAB-
Stiftung Zukunft der Arbeit und 
Sozialen Sicherung (ZASS) und der 
katholischen Erwachsenenbildung 
Deutschlands (KEB), das sich mit 
der „Verstädterung der Welt ausein-
andersetzt. Anfang Mai gaben die 
Projektträger eine Arbeitshilfe un-
ter gleichnamigem Titel heraus und 
luden zu einer Ausstellung ins Ket-
telerhaus der KAB in Köln, wo 
Kunstarbeiten zum Thema Stadt 
und Verstädterung  gezeigt wurden. 

KAB-Arbeitshilfe 
zur Digitalisierung 
der Arbeitswelt
Zur Vertiefung und Bearbeitung 
des Krefelder Beschlusses „Arbeit. 
Macht.Sinn.“ im und außerhalb des 
Verbandes ist nun das Arbeits- und 
Lesebuch „Zukunft der Arbeit – 
Arbeit 4.0 | Digitalisierung | Men-
schenwürde“ erschienen. Die Ar-
beitshilfe mit über achtzig Seiten 
enthält Aufsätze, Analysen, Fea-
tures, Interviews und viele Anre-
gungen in Gruppen und Vereinen 
sich mit dem Thema intensiv ausei-
nanderzusetzen. Darüber hinaus 
bietet es Gebete und Fürbitten, die 
für Gottesdienste genutzt werden 
können und weiterführende Tipps 
und Links unter www.kab.de/alb18. 
Das Arbeitshilfe kann bei den Diö-
zesanverbänden der KAB oder über 
den KETTELER-Verlag in Wald-
münchen für zehn Euro pro Stück 
(Staffelpreise: 10 Stück je 9,50 
Euro, 50 Stück je 9,00 Euro) bezo-
gen werden. 
mehr unter: www.kab.de  

Gesellschaft
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Kaum Lobby für Solo-Selbstständige
Große Heterogenität bei Selbstständigen / Verbände und Gewerkschaften müssen nach Lösungen suchen

Die Digitalisierung der Wirtschaft 
sorgt dafür, dass die Zahl der Selbst-
ständigen stetig steigt. Kleine Start-
ups oder zuarbeitende Crowdworker 
sorgen für neue Formen der Arbeit 
und neue Arbeitsverhältnisse. Im-
puls-Mitarbeiter Gerhard Endres 
fragte die Arbeitsforscher Dr. Lisa 
Abbenhardt und Prof. Dr. Hans 
Pongratz, Arbeitssoziologe an der 
LMU München, wie Solo-Selbst-
ständige ihre Mitbestimmungsrechte 
wahrnehmen können.

Impuls: Herr 
Prof. Pongratz, 
Frau Dr. Abben-
hardt, Sie haben 
eine Studie über 
die Situation von 
Solo-Selbststän-
digen erstellt, 
was sind die Er-
gebnisse?
Dr. Lisa Abben-
hardt: Wir ha-
ben festgestellt, es gibt keinen zentra-
len Verband, der die Interessen der 
Solo-Selbstständigen in den Mittel-
punkt stellt. Sie werden in verschiede-
nen Verbänden mit vertreten, sie sind 
meist eine Berufsgruppe unter vielen, 
die vertreten werden. Beispielsweise 
neben Unternehmern, Betriebsinha-
bern oder Arbeitnehmern. Die meisten 
Verbände veröffentlichen keine Stel-
lungnahmen zur sozialpolitischen 
Lage oder zu den interessenpolitischen 
Bedarfen Solo-Selbstständiger. 

Impuls: Woran liegt die schlechte 
Vertretung von Solo-Selbstständigen? 
Pongratz: Es liegt einerseits daran, 
dass innerhalb der Verbände die Solo-
Selbstständigen eine Minderheit sind 
und auch kaum sichtbar werden. Man 
weiß oft nicht, wer von den Mitglie-
dern solo-selbstständig ist. Das macht 

Dr. Lisa 
Abbenhardt

es schwierig, gemeinsam für spezifi-
sche Interessen einzutreten. Hinzu 
kommt, dass bei allen Selbstständigen, 
aber speziell bei den Solo-Selbststän-
digen eine große Heterogenität der 
beruflichen Bedingungen anzutreffen 
ist. Die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Branchen, zum Beispiel 
in der Einkommensverteilung, sind 
sehr groß. Das macht es schwierig, 
eine gemeinsame Linie zu finden.

Impuls: Gibt es große Unterschiede 
bei den Solo-Selbstständigen?
Pongratz: Die Situation ist vielschich-
tig. Es bezeichnet sich ja kaum jemand 
als solo-selbstständig. Man identifi-
ziert sich mit seinem Beruf und sagt 
beispielsweise: Ich bin Handwerker. 
Oder im IT-Bereich sehen sich viele 
als Freelancer.
Die reine Tatsache, dass man ohne Be-
schäftigte selbstständig ist, ist für die 
berufliche Identität erst mal nicht aus-
schlaggebend. Eine wesentliche Auf-
gabe ist zu bestimmen: Was ist das 
Gemeinsame in der Solo-Selbststän-
digkeit? Und was ist das Besondere an 
der Selbstständigkeit? Solo-Selbst-
ständige sind zur gleichen Zeit wie Ar-
beitnehmer von ihrer eigenen Arbeits-
kraft abhängig und damit schutzbe-
dürftig und als Unternehmer mit 
eigenständigen Angeboten auf dem 
Markt aktiv. Sich kollektiv zu organi-

sieren, das bleibt 
die Aufgabe der 
Solo-Selbststän-
digen selbst. 
Dazu müssen sie 
sichtbar werden, 
sich austauschen 
und sich inner-
halb der Verbän-
de artikulieren.

Impuls: Was ra-
ten Sie den Gewerkschaften?
Abbenhardt: Ver.di ist ein gutes Bei-
spiel für die Arbeit mit den Solo-
Selbstständigen, da sind viele Solo-
Selbstständige organisiert. Das Referat 
für Selbstständige könnte größer sein. 
So würde man dieser Gruppe mehr 
Raum geben. Ver.di hat auch das Bera-
tungsnetzwerk mediafon aufgebaut, 
das sehr gut funktioniert. Das könnte 
ausgeweitet werden in Kooperation 
mit anderen Gewerkschaften, wie den 
Crowdworkern, die in der IG Metall 
organisiert sind. Eine Möglichkeit 
wäre, diese Arbeit gemeinsam zu orga-
nisieren und die Kooperation hinsicht-
lich der Interessenvertretung zu inten-
sivieren. Zudem wäre es sehr sinnvoll, 
wenn Kammern, Verbände und Ge-
werkschaften in diesen Fragen ge-
meinsam nach Lösungen für die Siche-
rung der Erwerbslage Solo-Selbststän-
diger suchen.

Impuls: Herr Professor Pongratz, ist 
es für die Gewerkschaften schwierig, 
die verschiedenen Kulturen zusam-
menzubringen?
Pongratz: Das ist nicht ganz einfach. 
In bestimmten Bereichen gibt es aber 
schon länger eine gemeinsame Ent-
wicklung. Im Journalismus zum Bei-
spiel sind die Abgrenzungen weniger 
starr: Da gibt es schon lange Solo-
Selbstständige, teilweise als „feste 
Freie“, und Festangestellte nebenein-
ander. Beide Gruppen sind in der Ge-
werkschaft aktiv. Von diesen Erfah-
rungen kann man viel lernen. Die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
hat immerhin 30.000 Solo-Selbststän-
dige als Mitglieder; aber der Rest der 
zwei Millionen Mitglieder sind ab-
hängig Beschäftigte, Selbstständige 
bleiben eine Minderheit. Ansprüche 
an die Arbeitsbedingungen zu vertre-
ten und marktkonform zu handeln, 
das ist für manche Gewerkschafter ein 
grundsätzlicher Widerspruch. Dass 
Erwerbstätige Unterstützung in ihrem 
unternehmerischen Handeln benöti-
gen, das wird auch einen Wandel in 
der Haltung der Gewerkschaften ver-
langen.

Impuls: Sind Sie mit der Reaktion der 
Gewerkschaften auf Ihre Studie zufrie-
den?
Pongratz: Ja, die Gewerkschaften set-
zen sich immer intensiver mit der The-
matik auseinander; das ist aber erst der 
Anfang. Die Schwierigkeit wird sein, 
die Vorschläge, die schon auf dem 
Tisch liegen, mit vielen Beteiligten 
und Betroffenen abzustimmen. Dazu 
braucht man einen langen Atem und 
man muss mit ganz verschiedenen Ver-
bänden zusammenarbeiten. Es ist für 
die Gewerkschaften eine neue Erfah-
rung, dass sie in diesem Feld eine Or-
ganisation zur Interessenvertretung 
neben vielen anderen sind.

Marx: Leben – Werk – Armut
Nach dem Martin-Luther-Reforma
tionsjahr steht nun das Karl-Marx-
Revolutionsjahr auf dem Programm 
der Erinnerungsausstellungen. Dabei 
ging es beiden Reformern weniger um 
eine religiöse oder politische Spaltung 
von Gesellschaft. Aus der Erkenntnis 
bestehender Missstände versuchten 
beide, Luther und Marx, eine Weiter-
entwicklung der Gesellschaft einzu
leiten, hin zu einer gerechteren Welt. 
Trier, die Geburtsstadt von Karl Marx, 
hat ihrem weltberühmten Sohn zwei 
große Ausstellungen gewidmet. Noch 
bis zum 21. Oktober ehren zwei Trierer 
Museen Marx unter dem Titel „Karl 
Marx 1818–1883. Leben. Werk. Zeit“. 

Hinter Luther und Adenauer zählt 
Karl Marx nach einem TV-Ranking 
aus dem Jahre 2003 zu den „größten 
Deutschen“, auch wenn das aus seinen 
philosophischen und gesellschaftspoli-

Karl Marx und Friedrich Engels mit 
den Ehefrauen Laura und Eleonora 
sowie Tochter Jenny. �

tischen Ideen abgeleitete Wort „Mar-
xismus“ in Deutschland eher einen be-
drohlichen Klang behält. Zu radikal, 
zu revolutionär, zu konsequent sind 
seine Schlussfolgerungen über Kapital, 
Wirtschaft und Gesellschaft.
So widmen sich die beiden Ausstellun-
gen im Rheinischen Landesmuseum 
Trier mit „Leben. Werk. Zeit.“ und im 
Stadtmuseum Simonsstift Trier mit 
dem Ausstellungsteil „Stationen eines 
Lebens“. Und derer gab es sehr viel: 
beruflicher Art, aber auch aufgrund 
von Berufsverbot und Flucht. 
Als Sohn des Rechtsanwalts Heinrich 
Marx und seiner Frau Henriette erhielt 
Karl Privatunterricht, bevor er das 
Gymnasium besuchte. Anschließend 
studierte er in Bonn Rechtswissen-
schaften. 1836 wechselte er nach Berlin, 
wo er sich mit den Ideen Hegels ausei-
nandersetzte. In Jena promovierte er. 
Er entschied sich für den Journalismus 
und übernahm die redaktionelle Lei-
tung der „Rheinische Zeitung für Poli-
tik, Handel und Gewerbe“ in Köln, wo 
er mit kritischen Artikeln über Freihan-
del und Schutzzoll die Zensurbehörden 
auf den Plan rief. Die Zeitung wurde 
verboten, Marx arbeitslos. Er zog nach 
Paris. Am Vorabend der Februarrevolu-
tion 1848 in Paris verfasste er mit 
Friedrich Engels das „Kommunistische 
Manifest“. Ein erneuter Versuch, in 
Köln Zeitung zu machen, scheiterte 
nach dem Scheitern der Revolution 
1849. Er floh über Paris nach London, 
wo er mit seiner Familie immer wieder 
in arme Verhältnisse abrutschte.
Karl Marx 1818–1883. Leben.Werk.
Zeit (5. Mai – 21. Okt. 2018), Trier

Prof. Dr. Hans  
Pongratz

Kann ich Urlaub aus 
der Vollzeit in die 
Teilzeit mitnehmen?
Beschäftigten stehen nach dem 
Bundesurlaubsgesetz 20 Tage Er-
holungsurlaub im Kalenderjahr zu. 
Der Anspruch bezieht sich auf eine 
Fünf-Tage-Woche. Immer wieder 
verringern Beschäftigte ihre wö-
chentlichen Arbeitstage, um mehr 
Zeit für die Kinder zu haben oder 
um einen Angehörigen zu pflegen 
oder einfach nur, um mehr Zeit für 
sich zu haben. Wie verhält es sich 
nun aber bei einer Verringerung der 
Arbeitstage mit dem gesetzlichen 
Urlaubsanspruch?
Weder im Bundesurlaubsgesetz 
noch europarechtlich ist ausdrück-
lich geregelt, was mit offenen Ur-
laubsansprüchen passiert, wenn die 
Anzahl der Arbeitstage pro Woche 
verringert wird, zum Beispiel von 
fünf auf drei Tage pro Woche, und 
Beschäftigte aus der vorangegange-
nen Zeit der Fünf-Tage-Woche 
noch Urlaub haben. Durch die Re-
duzierung der Tage reduziert sich 
auch der Urlaubsanspruch entspre-
chend. Dies führt jedoch nicht im-
mer dazu, dass sich der bereits zuvor 
in einer Fünf-Tage-Woche erwor-
bene Urlaub mit Beginn einer Teil-
zeitbeschäftigung (Reduzierung auf 
Drei-Tage-Woche) rückwirkend 
reduziert. 
Für den Fall, dass Beschäftigte bis 
zum Zeitpunkt der Reduzierung 
der Arbeitstage den bis dahin ange-
fallenen Urlaub nicht nehmen 
konnten, hat der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in mehreren 
Entscheidungen, zuletzt am 
13. Juni 2013, eine neue Sichtweise 
eingebracht. Er stellte fest, dass es 
gegen europarechtliche Bestim-
mungen verstößt, wenn ein aus der 
Vollzeitbeschäftigung erworbener 
Urlaubsanspruch bei einer Vermin-
derung der Wochenarbeitstage ent-
sprechend der Teilzeitquote verrin-
gert wird (Beschluss des Gerichts-
hofs der Europäischen Union, 
C-415/12 vom 13. Juni 2013).
Diesen Beschluss hat das Bundesar-
beitsgericht (BAG) mit Urteil vom 
10. Februar 2015 (Az.: 9 AZR 
53/14) bekräftigt. Eine Kürzung der 
Zahl der Urlaubstage wegen des 
Wechsels in Teilzeit würde nach 
Auffassung des BAG eine Ungleich-
behandlung von Teilzeitbeschäftig-
ten gegenüber Vollzeitbeschäftigten 
darstellen. Dies gilt aber nur, wenn 
der Urlaub aus dienstlichen oder 
persönlichen Gründen nicht genom-
men werden konnte. Bestand die 
Möglichkeit, den Urlaub vorher 
noch zu nehmen, kann der Ur-
laubsanspruch gekürzt werden. 

Josef Glatt-Eipert 
KAB-Diözesansekretär Eichstätt,
Referat Arbeits- und Sozialrechts-
beratung 
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Anstieg der Zahl von Solo-Selbstständigen
2017 verdienten  2,31 Millionen 
Menschen ihr Einkommen als Ich-
AG. Im vergangenen Jahr lag ihr mo-
natliches Nettoeinkommen im 
Schnitt bei 1567 Euro. Laut einer 
DIW-Studie begünstigte das starke 
Wachstum des Kreativsektors den 
Anstieg der Solo-Selbstständigkeit. 

Betriebe und Behörden lagerten viele 
Funktionen an Freiberufler aus, um 
Kosten zu sparen. Laut der Studie 
wurden Existenzgründungen oft 
mangels ausreichender regulärer Jobs 
in Angriff genommen - stark befeuert 
durch die Förderung zuvor arbeitslo-
ser Gründer.

Gewichtsreduktion durch Verhaltsensänderung  
und ohne auf liebgewonnene Lebensmittel zu verzichten.

Leitung: Norbert Girtler �I nfos unter:  
(Stress Reduction School)� www.josef-gockeln-haus.de
6. 8. bis 19. 8. 2018� Telefon: 0 27 64 / 69-0,  

Gesellschaft



10�I mpuls 3 | 2018

Lernender Lebensabend
Bildung ist nicht nur in Deutschland abhängig von der 
sozialen Stellung. In Mexiko musste Guadalupe Pala-
cios 93 Jahre lang warten, bis sie ein Grundschulpro-
gramm für Erwachsene absolvieren konnte. Jetzt 
träumt sie von einer schulischen und beruflichen Aus-
bildung. Sie wuchs in ärmlichen Verhältnissen im me-
xikanischen Bundesstaat Chiapas auf. Auf dem Bau-
ernhof ihrer Eltern musste sie von frühester Kindheit 
an mitarbeiten, ein Schulbesuch blieb ihr verwehrt. 
Mit jetzt 96 Jahren drückt sie erstmals die Schulbank 
mit jugendlichen Schülern. Die neuen Klassenkame-
radinnen und -kameraden begrüßten ihre wissbegieri-
ge Mitschülerin am ersten Schultag mit großem Ap-
plaus. Ob in Mathe oder Chemie, Guadalupe notierte 
sich alles und selbst in der Tanzstunde machte sie mit. 
Nach dem Abschluss im Alter von 100 Jahren will sie 
sich ihren Traum erfüllen und Kindergärtnerin wer-
den. Guadalupe selbst ist Mutter von sechs Kindern.

Faires Landleben
Sie ist nicht nur eine Unternehmerin mit Herz und 
Verstand, sondern besonders auch mit Verantwortung 
für Mensch, Tier und Natur. Barbara Scheitz ist die 
Chefin von Deutschlands größter Biomolkerei. Die 
52-jährige Bayerin aus Andechs am bayerischen Am-
mersee verbrachte ihre Kindheit zwischen Milchkan-
nen, Butter, Käse und Joghurt. 2015 hat die Mittel-
stands-Union sie zur Unternehmerin des Jahres ge-
kürt. Doch wichtiger ist ihr die faire Bezahlung der 
Bauern für ihre biologische Kuh- und Ziegenmilch. 
„Der Preis darf keine Ausrede sein, solange 30 Pro-
zent der erzeugten Lebensmittel im Abfall landen“, 
betont sie. Sie kritisiert, dass die konventionelle Land-
wirtschaft auf Kosten der Zukunft scheinbar billig 
produziert. „Würden die Kosten, die durch ver-
schmutztes Wasser und Böden entstehen, den 
tatsächlichen Verursachern angelastet, würden viele 
dieser Erzeuger ihr Verhalten ändern!“

Sehende Justitia
In der Regel ist Justitia im Gericht blind, um die An-
geklagten unabhängig von ihrem Stand, Aussehen, 
Nationalität oder Geschlecht zu behandeln. Doch die 
blinde 36-jährige Yetnebersh Nigussie konnte in 
Äthopien keine Richterin werden. So entschied sie 
sich, Anwältin zu werden und für die Rechte von Be-
hinderten zu kämpfen. Nigussie erblindete im Alter 
von fünf Jahren, kam auf eine katholische Blinden-
schule, wo sie nach den „Grundsätzen der Bibel“ erzo-
gen wurde. Später wechselte sie auf eine reguläre 
Schule. „Da ich nicht spielen konnte, konzentrierte 
ich mich aufs Lernen“. Sie studierte Jura. Heute berät 
sie als Menschenrechtsexpertin internationale Fach
organisationen. Für ihren Einsatz erhielt sie 2017 den 
Alternativen Nobelpreis. Im Mai erhielt sie den 
„Helen-Keller-Award“ für ihr bisheriges Lebenswerk, 
ihre Entschlossenheit und als globale Stimme für 
Menschen mit Behinderungen.

Guadalupe 
Palacios: 
Mein Traum 
ist es, Kinder-
gärtnerin zu 
werden

Barbara 
Scheitz: 
Welche 
Landwirt-
schaft ist 
enkeltaug-
lich?

Yetnebersh 
Nigussie: 
Weil ich blind 
bin, wurde 
ich nicht 
verheiratet

Süß und schon tot 
O c h, sind die süß! Die kleinen Küken, ge-
rade geschlüpft und mit trockenen gel-
ben Federn, sind oft das Sinnbild für den 
Frühling und das neu entstehende Leben. 
Nach einer Stunde wird in der industriel-
len Landwirtschaft den männlichen Kü-
ken das Leben ausgehaucht. Entweder 
werden sie lebendig geschreddert oder 
mit Kohlendioxid vergast. Anläufe von 
Tierschützern scheiterten vor Gerichten, 
die das wirtschaftliche Interesse höher 
einschätzen als das Tierwohl beziehungs-
weise Tierleben von über 45 Millionen 
Küken im Jahr. 1,6 Millionen mehr als 
2016, so das Bundeslandwirtschafts
ministerium. Laut Tierschutzgesetz dür-
fen Tiere nur aus vernünftigen Gründen 
getötet werden. Für die Lebensmittelin-
dustrie gelten die männlichen Küken als 
unbrauchbar und damit unwirtschaftlich. 
Die Bundesregierung  verspricht seit Jah-
ren eine Lösung. Statt Küken auszubrü-
ten, sollen bereits Eier aussortiert wer-
den. Kosten: 2 Cent pro Ei. Laut Geflügel-
wirtschaft sollten die Testgeräte mit 
Steuern bezahlt werden.

„Das Geld erniedrigt  
alle Götter des Menschen –  

und verwandelt sie in eine Ware.

Das Geld ist der allgemeine,  
für sich selbst konstituierte Wert aller Dinge. 

Es hat daher die ganze Welt, die Menschheit wie  
die Natur, ihres eigentümlichen Wertes beraubt.

Das Geld ist das dem Menschen  
entfremdete Wesen seiner Arbeit  

und seines Daseins –  
und dieses fremde Wesen beherrscht ihn,  

und er betet es an.“ (Karl Marx) 

Das Heilige
Um heilig zu sein, muss man nicht unbedingt Bischof, Priester, Ordensmann oder Ordensfrau sein.

Oft sind wir versucht zu meinen,  
dass die Heiligkeit nur denen vor-
behalten sei, die die Möglichkeit 
haben, sich von den gewöhnli-
chen Beschäftigungen fernzuhal-
ten, um viel Zeit dem Gebet zu 
widmen. 
Es ist aber nicht so. 

Wir sind alle berufen, heilig zu 
sein, indem wir in der Liebe leben 
und im täglichen Tun unser per-
sönliches Zeugnis ablegen, jeder 
an dem Platz, an dem er sich be-
findet.

Bist du ein Gottgeweihter oder 
eine Gottgeweihte? 
Sei heilig, indem du deine Hinga-
be freudig lebst. 
Bist du verheiratet? 
Sei heilig, indem du deinen Mann 
oder deine Frau liebst und um-
sorgst, wie Christus es mit der 
Kirche getan hat.
Bist du ein Arbeiter?
Sei heilig, indem du deine Arbeit 
im Dienst an den Brüdern und 
Schwestern mit Redlichkeit und 
Sachverstand verrichtest. 

Bist du Vater oder Mutter, 
Großvater oder Großmutter?
Sei heilig, indem du den Kindern 
geduldig beibringst, Jesus zu fol-
gen. 

Hast du eine Verantwortungspo-
sition inne? 
Sei heilig, indem du für das Ge-
meinwohl kämpfst und auf deine 
persönlichen Interessen verzich-
test.

(Papst Franziskus:  
Gaudate et Exsultate, 14)

Menschen mischen mit


